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Hauptsatzung 
der Regionalen Planungsgemeinschaft

Havelland-Fläming

Bekanntmachung 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung

Vom 22 . Februar 2021

Auf Grund des § 18 Absatz 1 der Hauptsatzung für die Regio-
nale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming vom 29 . Okto-
ber 2020 macht das Ministerium für Infrastruktur und Landes-
planung die von der Landesplanungsbehörde am 10 . Dezember 
2020 genehmigte Neufassung der Hauptsatzung für die Regio-
nale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming bekannt:

Hauptsatzung
der Regionalen Planungsgemeinschaft

Havelland-Fläming

Auf Grund des § 8 des Gesetzes zur Regionalplanung und zur 
Braunkohlen- und Sanierungsplanung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8 . Februar 2012 (GVBl . I Nr . 13), geändert 
durch Gesetz vom 30 . April 2019 (GVBl . I Nr . 11), hat die Regio-
nalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft Havel-
land-Fläming am 29 . Oktober 2020 folgende Hauptsatzung be-
schlossen:

Inhaltsübersicht 

§ 1 Rechtsform und Gebiet
§ 2 Aufgaben
§ 3 Mitglieder der Regionalen Planungsgemeinschaft
§ 4 Organe der Regionalen Planungsgemeinschaft
§ 5 Zusammensetzung der Regionalversammlung
§ 6 Aufgaben der Regionalversammlung
§ 7 Sitzungen der Regionalversammlung
§ 8 Zusammensetzung des Regionalvorstandes
§ 9 Aufgaben des Regionalvorstandes
§ 10 Sitzungen des Regionalvorstandes
§ 11 Vorsitzender der Regionalversammlung
§ 12 Ausschüsse
§ 13 Hinzuziehung fachkundiger Personen
§ 14 Beteiligung der Landesplanungsbehörde
§ 15 Regionale Planungsstelle
§ 16 Umlagen 
§ 17 Haushalts- und Wirtschaftsführung
§ 18 Öffentliche Bekanntmachungen 
§ 19 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 1
Rechtsform und Gebiet

(1) Die Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming 
ist gemäß § 4 Absatz 3 des Gesetzes zur Regionalplanung und 
zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts .

(2) Sie erstreckt sich gemäß § 3 Absatz 2 Nummer 5 des Geset-
zes zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanie-
rungsplanung auf das Gebiet der kreisfreien Städte Potsdam 
und Brandenburg an der Havel und das Gebiet der Landkreise 
Havelland, Potsdam-Mittelmark und Teltow-Fläming .

(3) Die Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming 
hat ihren Sitz in der Stadt Teltow .

§ 2
Aufgaben

(1) Die Regionale Planungsgemeinschaft ist Trägerin der Regio-
nalplanung in der Region Havelland-Fläming .

(2) Aufgaben der Regionalen Planungsgemeinschaft sind:

1 . die Aufstellung, Fortschreibung, Änderung und Ergänzung 
des Regionalplanes gemäß § 4 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes 
zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanie-
rungsplanung,

2 . die Abgabe von Stellungnahmen zu Planungen, Maßnah-
men und Vorhaben von regionaler Bedeutung .

(3) Die Regionale Planungsgemeinschaft kann gemäß § 4 Ab-
satz 2 Satz 2 des Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braun-
kohlen- und Sanierungsplanung mit Zustimmung der Landes-
planungsbehörde weitere Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Regionalplanung übernehmen .

§ 3
Mitglieder der Regionalen Planungsgemeinschaft

(1) Mitglieder der Regionalen Planungsgemeinschaft sind die in  
§ 1 Absatz 2 dieser Satzung genannten kreisfreien Städte und 
Landkreise .

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, die Regionale Planungsge-
meinschaft bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen . 
Sie sind insbesondere gehalten,

1 . raumbedeutsame Maßnahmen, die sich auf die Raument-
wicklung in der Region auswirken können, ihr so rechtzei-
tig und in dem Umfang mitzuteilen, dass Empfehlungen 
und Beschlüsse der Regionalen Planungsgemeinschaft 
möglich werden und dabei diese Maßnahmen berücksich-
tigt werden können,

2 . die Verwirklichung der Regionalpläne und anderer binden-
der Beschlüsse der Regionalen Planungsgemeinschaft zu 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu fördern .

§ 4
Organe der Regionalen Planungsgemeinschaft

(1) Organe der Regionalen Planungsgemeinschaft sind gemäß  
§ 5 des Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- 
und Sanierungsplanung:
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1 . die Regionalversammlung und
2 . der Regionalvorstand .

(2) Die Wahlperiode der Regionalversammlung und des Regio-
nalvorstandes stimmt mit der jeweiligen Wahlzeit der Vertre-
tungskörperschaften überein . Innerhalb von drei Monaten nach 
einer Kommunalwahl sollen die in die Regionalversammlung 
zu entsendenden Regionalräte und Regionalrätinnen sowie ihre 
Stellvertreter und Stellvertreterinnen gewählt werden . Spätes-
tens sechs Monate nach einer Kommunalwahl tritt die Regio-
nalversammlung zur konstituierenden Sitzung zusammen . Die 
Einberufung erfolgt durch den bisherigen Vorsitzenden oder die 
Vorsitzende . Die bisherigen Regionalräte und Regionalrätinnen 
sowie ihre Stellvertreter und Stellvertreterinnen üben ihre  
Tätigkeit in der Regionalversammlung bis zum Amtsantritt der 
neuen Regionalräte und Regionalrätinnen weiter aus . Scheidet 
ein Regionalrat oder eine Regionalrätin nach § 6 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1 und 3 des Gesetzes zur Regionalplanung und zur 
Braunkohlen- und Sanierungsplanung aus seinem oder ihrem 
Hauptamt aus, bleibt er oder sie bis zum Amtsantritt seines 
Rechtsnachfolgers oder ihrer Rechtsnachfolgerin Mitglied der 
Regionalversammlung .

§ 5
Zusammensetzung der Regionalversammlung

(1) Die Gesamtzahl der Regionalräte und Regionalrätinnen 
nach § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 3 des Gesetzes zur Re-
gionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung 
wird auf 60 festgesetzt .

Die Regionalversammlung besteht aus:

1 . den Hauptverwaltungsbeamten und Hauptverwaltungs-
beamtinnen der in § 1 Absatz 2 genannten Landkreise und 
kreisfreien Städte,

2 . 17 von den Kreistagen und Stadtverordnetenversammlun-
gen der Mitglieder der Regionalen Planungsgemeinschaf-
ten gewählten Vertretungspersonen und

3 . den Hauptverwaltungsbeamten und Hauptverwaltungsbe-
amtinnen der amtsfreien Gemeinden und Gemeindeverbän-
de mit mindestens 5 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 
im Gebiet der Region .

Gemeindeverbände nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 sind Ämter 
und Verbandsgemeinden . Die für ihre Mitwirkung in der Regio-
nalversammlung maßgebende Einwohnerzahl ist die letzte 
fortgeschriebene Bevölkerungszahl, die das Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg vor dem Tag der Kommunalwahl veröf-
fentlicht hat . Steigt die Einwohnerzahl von Gemeinden oder 
Gemeindeverbänden nach dem Stichtag der für die Wahlzeit 
zugrunde gelegten Statistik auf mindestens 5 000, soll dem 
Hauptverwaltungsbeamten oder der Hauptverwaltungsbeamtin 
bis zum Ende der laufenden Wahlzeit die Teilnahme an den Sit-
zungen der Regionalversammlung mit beratender Stimme er-
möglicht werden . Sinkt die Einwohnerzahl unter 5 000, übt der 
Hauptverwaltungsbeamte oder die Hauptverwaltungsbeamtin 
der betroffenen Gemeinde oder des Gemeindeverbandes seine 
oder ihre Tätigkeit als Regionalrat oder Regionalrätin bis zur 
konstituierenden Sitzung der Regionalversammlung in der dar-
auf folgenden kommunalen Wahlperiode weiter aus .

(2) Vertretungspersonen nach § 6 Absatz 6 des Gesetzes zur 
Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungspla-
nung werden nicht in die Regionalversammlung aufgenommen .

(3) Die Anzahl der Vertretungspersonen, die jeweils von den 
Kreistagen und Stadtverordnetenversammlungen zu wählen 
sind, wird wie folgt festgelegt:

- Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brandenburg an 
der Havel: zwei Vertretungspersonen,

- Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Pots-
dam: vier Vertretungspersonen,

- Kreistag des Landkreises Havelland: drei Vertretungsperso-
nen,

- Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark: vier Vertre-
tungspersonen,

- Kreistag des Landkreises Teltow-Fläming: vier Vertre-
tungspersonen .

(4) Die Vertretungspersonen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 
und ihre Vertreterinnen und Vertreter werden in den kreisfreien 
Städten von den Stadtverordnetenversammlungen und in den 
Landkreisen von den Kreistagen in entsprechender Anwendung 
des § 41 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg für 
die Dauer der kommunalen Wahlperiode gewählt . Wählbar ist, 
wer am Wahltag in den Landtag wählbar ist und seit mindestens 
sechs Monaten seinen Hauptwohnsitz im Gebiet der Regionalen 
Planungsgemeinschaft hat . Nicht wählbar sind Bedienstete der 
Landesplanungsbehörde und der Regionalen Planungsstelle .

(5) Scheidet ein Regionalrat oder eine Regionalrätin nach Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 2 durch Tod, Verlegung seines oder ihres 
Wohnsitzes in eine andere Region, Verzicht oder Rücknahme 
seiner oder ihrer Bestellung vorzeitig aus der Regionalver-
sammlung aus, so ist nach den vorgenannten Bestimmungen 
ein Nachfolger oder eine Nachfolgerin zu wählen .

(6) Im Falle ihrer Verhinderung werden vertreten:

1 . die Regionalräte und Regionalrätinnen nach Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1 und 3 durch ihren Vertreter oder ihre Vertreterin 
im Amt nach § 56 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg,

2 .  die Regionalräte und Regionalrätinnen nach Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 durch Stellvertreter oder Stellvertreterinnen, die 
von den Kreistagen und Stadtverordnetenversammlungen 
gewählt werden .

(7) Jeder Regionalrat und jede Regionalrätin nach Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 und 3 hat eine Stimme . Die Regionalräte und Regio-
nalrätinnen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 verfügen nach 
Maßgabe des § 6 Absatz 4 Satz 3 des Gesetzes zur Regionalpla-
nung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung über fol-
gende Stimmenzahlen:

- der Oberbürgermeister bzw . die Oberbürgermeisterin der 
kreisfreien Stadt Brandenburg an der Havel: zwei Stimmen,

- der Oberbürgermeister bzw . die Oberbürgermeisterin der 
kreisfreien Stadt Potsdam: fünf Stimmen,

- der Landrat bzw . die Landrätin des Landkreises Havelland: 
vier Stimmen,
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- der Landrat bzw . die Landrätin des Landkreises Potsdam-
Mittelmark: sechs Stimmen,

- der Landrat bzw . die Landrätin des Landkreises Teltow-
Fläming: fünf Stimmen .

Die Tätigkeit in der Regionalversammlung ist ehrenamtlich . 

(8) Die in Absatz 1 Satz 1 festgesetzte Gesamtzahl der Regio-
nalräte und Regionalrätinnen bleibt unberührt, auch wenn sich 
die Anzahl der Hauptverwaltungsbeamten und Hauptverwal-
tungsbeamtinnen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 aufgrund der 
vor einer Kommunalwahl veröffentlichten neuen Einwohner-
zahlen ändert . In diesem Fall ändert sich die Anzahl der nach 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 zu wählenden Vertretungspersonen 
entsprechend . Die Anzahl der jeweils von den Kreistagen und 
Stadtverordnetenversammlungen nach Absatz 3 zu wählenden 
Vertretungspersonen richtet sich nach dem Verhältnis der Ein-
wohnerzahl des jeweiligen Mitglieds der Regionalen Planungs-
gemeinschaft zur Einwohnerzahl der gesamten Region . Dieses 
Verhältnis gilt auch für die Berechnung der Stimmenzahlen der 
Regionalräte und Regionalrätinnen nach Absatz 7 Satz 2 . Der 
oder die Vorsitzende der Regionalversammlung unterrichtet 
spätestens einen Monat nach dem Tag der allgemeinen Kom-
munalwahl die Hauptverwaltungsbeamten und Hauptverwal-
tungsbeamtinnen der Mitglieder der Regionalen Planungsge-
meinschaft über die Ergebnisse der Berechnungen nach Satz 3 
und 4, die abweichend von Absatz 3 und Absatz 7 Satz 2 für die 
neue Regionalversammlung gelten .

§ 6
Aufgaben der Regionalversammlung

(1) Der Regionalversammlung obliegt die Wahl

1 . des Regionalvorstands,
2 . des oder der Vorsitzenden der Regionalversammlung, der 

oder die zugleich Vorsitzender oder Vorsitzende des Regio-
nalvorstandes ist, und dessen oder deren zwei Stellvertreter 
oder Stellvertreterinnen .

(2) Die Regionalversammlung beschließt über alle Angelegen-
heiten, soweit nicht der Regionalvorstand zuständig ist, insbe-
sondere über:

1 . die Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Fortschreibung 
des Regionalplans und der räumlichen oder sachlichen Teil-
pläne,

2 . die Grundzüge der Planungsarbeit,
3 . die Abgabe von Stellungnahmen und Empfehlungen zu 

Planungen, Maßnahmen und Vorhaben von regionaler Be-
deutung, soweit sich die Regionalversammlung im Einzel-
fall eine Stellungnahme vorbehalten hat oder vom Regio-
nalvorstand zur Entscheidung vorgelegt wurde,

4 . die Übernahme weiterer Aufgaben im Zusammenhang mit 
der Regionalplanung gemäß § 4 Absatz 2 Satz 2 des Geset-
zes zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanie-
rungsplanung,

5 . Vereinbarungen zur Zusammenarbeit über die Regions-
grenzen hinweg,

6 . die Feststellung der Haushaltssatzung, des Haushaltsplanes 
sowie die Festsetzung der Umlagen der Mitglieder,

7 . den geprüften Jahresabschluss und über die Entlastung des 
Regionalvorstandes und des oder der Vorsitzenden,

8 . die Bildung und Zusammensetzung von Ausschüssen,
9 . die Hauptsatzung, ihre Änderung oder Aufhebung,
10 .  die Geschäftsordnung der Regionalversammlung, ihre Än-

derung oder Aufhebung .

(3) Die Regionalversammlung kann mit Ausnahme der Aufga-
ben nach Absatz 2 Nummer 1, 4, 5, 6, 7, 10 und 11 die Be-
schlussfassung dem Regionalvorstand übertragen .

§ 7
Sitzungen der Regionalversammlung

(1) Die Regionalversammlung wird in der Regel zweimal jährlich, 
jedoch mindestens einmal jährlich, einberufen . Sie ist darüber hin-
aus einzuberufen, wenn mindestens ein Viertel ihrer Mitglieder es 
beantragt oder der Regionalvorstand die Einberufung beschließt .

(2) Der oder die Vorsitzende der Regionalversammlung beruft 
die Regionalversammlung durch schriftliche Einladung unter 
Bekanntgabe der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens 
zwei Wochen ein . Die ordnungsgemäß einberufene Regional-
versammlung ist beschlussfähig, wenn die anwesenden Regio-
nalräte und Regionalrätinnen nach § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1  
bis 3 zusammen mehr als die Hälfte der in § 5 Absatz 7 fest-
gelegten Stimmenzahl erreichen . Die Regionalversammlung 
gilt als beschlussfähig, solange der oder die Vorsitzende die Be-
schlussunfähigkeit nicht auf Antrag eines Regionalrats oder ei-
ner Regionalrätin festgestellt hat . Der oder die Vorsitzende hat 
die Beschlussunfähigkeit auch ohne Antrag festzustellen, wenn 
die anwesenden Regionalräte und Regionalrätinnen nach § 5 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2 weniger als die Hälfte der in 
der Sitzung vertretenen Stimmen erreichen . Für den Fall, dass 
die Regionalversammlung wegen Beschlussunfähigkeit inner-
halb eines halben Jahres erneut zur Behandlung über eine nicht 
erledigte Tagesordnung einberufen wird, ist sie ohne Rücksicht 
auf die Anzahl der anwesenden Regionalräte beschlussfähig, 
solange die Regionalräte und Regionalrätinnen nach § 5 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1 und 2 zusammen mehr als die Hälfte der in 
der Sitzung vertretenen Stimmen erreichen . In der Einladung zu 
dieser Sitzung muss auf diese Rechtsfolge ausdrücklich hinge-
wiesen werden .

(3) Die Sitzungen der Regionalversammlung werden durch den 
Vorsitzenden oder die Vorsitzende der Regionalversammlung 
geleitet .

(4) Beschlüsse erfolgen in entsprechender Anwendung des § 39 
Absatz 1 und 2 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg .

(5) Die Mitglieder der Regionalversammlung sind von den Sit-
zungen auszuschließen, wenn der Beratungsgegenstand eine 
Angelegenheit betrifft, die für das Mitglied, seinen Angehöri-
gen oder eine von ihm vertretene natürliche oder juristische 
Person unmittelbare Vorteile oder Nachteile bringen kann . Die 
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§§ 22 und 31 Absatz 2 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg gelten entsprechend .

(6) Die Sitzungen der Regionalversammlung sind öffentlich, 
sofern nicht die Beratung in nicht öffentlicher Sitzung der Na-
tur des Beratungsgegenstandes nach erforderlich ist . § 36 Ab-
satz 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg gilt 
entsprechend . Über den Ausschluss oder die Wiederherstellung 
der Öffentlichkeit wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und 
entschieden . Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen werden 
gemäß § 18 Absatz 3 öffentlich bekannt gemacht .

(7) Über die Sitzungen der Regionalversammlung sind Nieder-
schriften anzufertigen, die von dem oder der Vorsitzenden der 
Regionalversammlung und dem von ihm zu bestimmenden 
Schriftführer zu unterzeichnen sind .

(8) In jeder Sitzung der Regionalversammlung ist eine Einwoh-
nerfragestunde durchzuführen . Die Einwohnerfragestunde soll 
die Dauer von 1 Stunde nicht überschreiten . Jeder Einwohner 
bzw . jede Einwohnerin kann sich im Regelfall mit bis zu drei 
konkreten Fragen zu Wort melden . Die Wortmeldungen sollen 
drei Minuten nicht überschreiten . Die Frage ist mindestens sie-
ben Arbeitstage (Posteingang bei der Regionalen Planungsstel-
le) vor der Sitzung dem oder der Vorsitzenden schriftlich zuzu-
leiten . Kann eine Frage in der Einwohnerfragestunde nicht be-
antwortet werden, erfolgt eine schriftliche Beantwortung .

§ 8
Zusammensetzung des Regionalvorstandes

(1) Der Regionalvorstand besteht aus einem oder einer Vorsit-
zenden und acht weiteren Mitgliedern . Der Vorsitzende oder die 
Vorsitzende wird durch seine oder ihre Stellvertreter bzw . Stell-
vertreterinnen nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 vertreten .

(2) Die Regionalversammlung wählt den Regionalvorstand ge-
mäß § 6 Absatz 1 Nummer 1 und 2 aus dem Kreis ihrer Mitglie-
der . Die Tätigkeit im Regionalvorstand ist ehrenamtlich .

(3) Für jedes Mitglied des Regionalvorstandes ist aus dem 
Kreis der Mitglieder der Regionalversammlung ein Stellvertre-
ter oder eine Stellvertreterin zu wählen .

(4) Für die Wahl und Abwahl des Regionalvorstandes gelten  
§ 39 Absatz 1 Satz 5 und 6 und § 40 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg entsprechend .

§ 9
Aufgaben des Regionalvorstandes

(1) Der Regionalvorstand hat die Beschlüsse der Regionalver-
sammlung vorzubereiten und auszuführen . Er hat insbesondere 
die folgenden Aufgaben:

1 . Entwicklung von Maßgaben zur Erarbeitung und Fort-
schreibung des Regionalplanes,

2 . regelmäßige Beratung über den Stand und den Fortgang der 
Ausarbeitung und der Überprüfung des Regionalplanes so-
wie die Vorbereitung von Beschlüssen im Sinne des § 6 Ab-
satz 2 Nummer 1,

3 . Vorbereitung von Beschlussfassungen über Stellungnah-
men und Empfehlungen zu Planungen, Maßnahmen und 
Vorhaben von regionaler Bedeutung im Sinne von § 6 Ab-
satz 2 Nummer 3,

4 . Beschlussfassung über alle übrigen Stellungnahmen und 
Empfehlungen zu Planungen, Maßnahmen und Vorhaben, 
soweit die Regionale Planungsgemeinschaft als Träger öf-
fentlicher Belange zur Abgabe einer Stellungnahme oder 
Empfehlung verpflichtet beziehungsweise berechtigt ist 
und diese nicht vom Vorsitzenden oder der Vorsitzenden als 
Geschäft der laufenden Verwaltung erledigt werden,

5 . Einholung von Genehmigungen und die öffentliche Be-
kanntmachung von Beschlüssen und Terminen, soweit dies 
nach dem Gesetz zur Regionalplanung und zur Braunkoh-
len- und Sanierungsplanung und dieser Satzung erforder-
lich ist,

6 . Einstellung, Eingruppierung und Entlassung der Mitarbei-
ter und Mitarbeiterinnen der Regionalen Planungsstelle,

7 . Wahrnehmung weiterer, von der Regionalversammlung 
dem Regionalvorstand übertragener Angelegenheiten .

(2) Der Regionalvorstand erledigt außerdem die sonstigen Auf-
gaben der Regionalen Planungsgemeinschaft, soweit nicht nach 
dieser Satzung die Regionalversammlung sich die Erledigung 
bestimmter Aufgaben vorbehalten hat .

§ 10
Sitzungen des Regionalvorstandes

(1) Der Regionalvorstand wird von dem oder der Vorsitzenden 
des Regionalvorstandes nach Bedarf, in der Regel mindestens 
vor jeder Sitzung der Regionalversammlung, unter Bekanntga-
be von Zeit, Ort und der Tagesordnung mit einer Frist von zwei 
Wochen einberufen . § 7 Absatz 1 Satz 2 erster Halbsatz gilt 
entsprechend .

(2) Der Regionalvorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der Mitglieder anwesend ist . Jedes Mitglied des Vor-
stands verfügt über eine Stimme . Im Übrigen gelten die Be-
stimmungen gemäß § 7 Absatz 4, 5 und 7 entsprechend .

(3) In jeder Sitzung des Regionalvorstands ist eine Einwohner-
fragestunde durchzuführen . Die Einwohnerfragestunde soll die 
Dauer von 30 Minuten nicht überschreiten . § 7 Absatz 8 gilt 
entsprechend .

§ 11
Vorsitzender der Regionalversammlung

(1) Die Regionalversammlung wählt den Vorsitzenden oder die 
Vorsitzende und seine zwei Stellvertreter bzw . Stellvertreterin-
nen aus dem Kreis der Regionalräte gemäß § 5 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1 . Im ersten Wahlgang ist gewählt, wer die Mehrheit 
der satzungsgemäßen Stimmen gemäß § 5 Absatz 7 Satz 1 und 2 
auf sich vereint . § 39 Absatz 1 Satz 5 und 6 sowie § 40 Absatz 3 
und 4 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg finden 
entsprechende Anwendung .

(2) Der oder die Vorsitzende der Regionalversammlung führt 
die laufenden Geschäfte der Regionalen Planungsgemein-
schaft; hierbei bedient er sich der Regionalen Planungsstelle .
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(3) Der oder die Vorsitzende der Regionalversammlung vertritt 
die Regionale Planungsgemeinschaft gerichtlich und außerge-
richtlich .

(4) Für die Amtszeit des oder der Vorsitzenden der Regional-
versammlung und der Stellvertreter oder Stellvertreterinnen gilt 
§ 4 Absatz 2 Satz 5 entsprechend .

§ 12
Ausschüsse

(1) Die Regionalversammlung kann die Bildung von Ausschüs-
sen mit beratender Funktion für fachlich oder räumlich be-
grenzte Planungsaufgaben beschließen . Die Regionalversamm-
lung setzt auch Art, Umfang und Zusammensetzung der Aus-
schüsse fest . Sie kann Aufträge ändern, ergänzen oder zurück-
nehmen .

(2) Die Organe der Regionalen Planungsgemeinschaft können 
jederzeit von einem Ausschuss einen Bericht über den Stand 
seiner Tätigkeit verlangen .

(3) Jeder Ausschuss besteht aus einem oder einer Ausschuss-
vorsitzenden und weiteren Mitgliedern .

§ 13
Hinzuziehung fachkundiger Personen

Die Regionalversammlung, der Regionalvorstand und die Aus-
schüsse können zu ihren Sitzungen fachkundige Personen bera-
tend hinzuziehen .

§ 14
Beteiligung der Landesplanungsbehörde

Zu den Sitzungen der Regionalversammlung und des Regional-
vorstandes wird, zu den Sitzungen der Ausschüsse kann die 
Landesplanungsbehörde mit angemessener Frist unter Mittei-
lung der Tagesordnung schriftlich eingeladen werden . Sie kann 
Vertreter mit beratender Stimme entsenden . Vorlagen, Proto-
kolle und sonstige wichtige Informationen sind der Landespla-
nungsbehörde zuzuleiten .

§ 15
Regionale Planungsstelle

Die Regionale Planungsstelle wirkt nach Weisung des oder der 
Vorsitzenden der Regionalversammlung bei der Regionalpla-
nung mit . Ihr obliegen insbesondere folgende Aufgaben:

1 . Erarbeitung der Entwürfe zur Aufstellung, Änderung oder 
Fortschreibung des Regionalplanes oder von sachlichen 
oder räumlichen Teilplänen;

2 . Zuarbeit zu und Entwerfen von Stellungnahmen und Emp-
fehlungen der Regionalen Planungsgemeinschaft zu Pla-
nungen, Maßnahmen und Vorhaben von regionaler Bedeu-
tung;

3 . fachliche Berichterstattung zu den Nummern 1 und 2;
4 . Erledigung laufender Geschäfte, wie Vorbereitung, Durch-

führung und Umsetzung von Sitzungen der Regionalver-

sammlung, des Regionalvorstandes und gegebenenfalls der 
Ausschüsse;

5 . Entwurf der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes, der 
Vollzug des genehmigten Haushaltsplanes sowie die Erstel-
lung des Jahresabschlusses .

§ 16
Umlagen

(1) Zur Deckung der Aufwendungen der Regionalen Planungs-
gemeinschaft, die nicht vom Land Brandenburg getragen wer-
den, können von den Mitgliedern nach § 3 Umlagen erhoben 
werden .

(2) Die Umlagen der Mitglieder werden anteilig im Verhältnis 
der Zahl ihrer Einwohner im Planungsgebiet berechnet und er-
hoben . Maßgeblich sind die jeweils aktuellsten vom Amt für 
Statistik Berlin-Brandenburg zum 31 . Dezember eines Jahres 
amtlich bekannt gegebenen Einwohnerzahlen .

§ 17
Haushalts- und Wirtschaftsführung

(1) Für die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Regionalen 
Planungsgemeinschaft gelten die Vorschriften der Gemeinde-
haushaltsverordnung entsprechend .

(2) Die Kassenverwaltung wird von der Regionalen Planungs-
stelle geführt . Die Jahresabschlüsse und die Haushalts- und 
Kassenführung werden im Rotationsprinzip für je zwei aufein-
anderfolgende Haushaltsjahre durch das Rechnungsprüfungs-
amt eines Mitgliedes der Regionalen Planungsgemeinschaft 
geprüft . Die Zuständigkeit der Rechnungsprüfungsämter ergibt 
sich gemäß Rotationsprinzip in der folgenden Reihenfolge: 
Landkreis Potsdam-Mittelmark, Landkreis Teltow-Fläming, 
Stadt Brandenburg an der Havel, Landkreis Havelland, Landes-
hauptstadt Potsdam .

§ 18
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Die Hauptsatzung und ihre Änderungen sowie Satzungen nach 
§ 2 Absatz 4 des Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braun-
kohlen- und Sanierungsplanung werden von der Landesplanungs-
behörde im Amtsblatt für Brandenburg bekannt gemacht .

(2) Satzungen, mit Ausnahme der in Absatz 1 genannten, wie 
Haushaltssatzungen, Gebühren- und Entschädigungssatzungen 
sowie Veröffentlichungen der Jahresabschlüsse der Regionalen 
Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming werden im Amts-
blatt für Brandenburg bekannt gemacht .

(3) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Regionalver-
sammlungen werden von der Regionalen Planungsgemein-
schaft mindestens sieben Tage vor dem Sitzungstermin im 
Amtsblatt für Brandenburg bekannt gemacht .

(4) Alle übrigen öffentlichen Bekanntmachungen der Regiona-
len Planungsgemeinschaft erfolgen gleichfalls im Amtsblatt für 
Brandenburg .
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§ 19
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung im 
Amtsblatt für Brandenburg in Kraft . Gleichzeitig tritt die 
Hauptsatzung für die Regionale Planungsgemeinschaft Havel-
land-Fläming vom 18 . Juni 2009 (ABl . S . 2267), geändert 
durch die Erste Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der 
Regionalen Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming vom  
13 . Juni 2013 (ABl . S . 2543), außer Kraft .

Beschlossen:

Blankenfelde-Mahlow, den 29 . Oktober 2020

Wolfgang Blasig
Vorsitzender der Regionalversammlung

Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming

Genehmigt:

Potsdam, den 10 . Dezember 2020

Jan Drews
Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung

Ausgefertigt:

Teltow, den 4 . Februar 2021

Wolfgang Blasig
Vorsitzender der Regionalversammlung

Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming

Errichtung der 
„Professor-Ronald-Paris-Stiftung“

Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales

Vom 1 . März 2021

Auf Grund des § 13 des Stiftungsgesetzes für das Land Bran-
denburg (StiftGBbg) vom 20 . April 2004 (GVBl . I S . 150) wird 
hiermit die Anerkennung der „Professor-Ronald-Paris-Stif-
tung“ mit Sitz in Rangsdorf als rechtsfähig öffentlich bekannt 
gemacht . 

Zweck der Stiftung ist die Förderung von Kunst und Kultur 
durch die Erhaltung und Zugänglichmachung des Werkbestan-
des des Künstlers und Stifters Prof . Ronald Paris .

Die Stiftung verfolgt ausschließlich gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abga-
benordnung . 

Die gemäß § 4 Absatz 1 StiftGBbg zuständige Verwaltungs-
behörde für die Anerkennung einer Stiftung mit Sitz im Land 
Brandenburg, das Ministerium des Innern und für Kommuna-
les, hat die Anerkennung der Rechtsfähigkeit mit Urkunde vom 
1 . März 2021 erteilt .

Wesentliche Änderung 
einer Abfallbehandlungsanlage

in 14770 Brandenburg an der Havel 
   

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 16 . März 2021

Die Firma Recyclingpark Brandenburg an der Havel GmbH, 
August-Sonntag-Straße 3 in 14770 Brandenburg an der Havel 
beantragt die Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grundstück in der August-
Sonntag-Straße 3 in 14770 Brandenburg an der Havel, Gemar-
kung Brandenburg, Flur 102, Flurstück 1333 die Abfallbehand-
lungsanlage wesentlich zu ändern . 

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Erhöhung der Lager-
kapazität zur zeitweiligen Lagerung von nicht gefährlichen Ab-
fällen von 3 671 Tonnen auf 6 529 Tonnen . Hingegen wird die 
Lagermenge für Eisen- und Nichteisenschrotte von 1 500 Tonnen 
auf 938 Tonnen reduziert. Die Lagerfläche für diesen nicht ge-
fährlichen Abfall von 380 qm bleibt erhalten . Die Lagermenge 
von gefährlichen Abfällen liegt bei 30 Tonnen bis weniger als  
50 Tonnen . Die Behandlungskapazität der Gesamtanlage zur Be-
handlung von nicht gefährlichen Abfällen bleibt mit 313 Tonnen 
je Tag bestehen . Davon sind mehr als 50 Tonnen täglich zur Her-
stellung von Abfällen für die Verbrennung beziehungsweise Mit-
verbrennung vorgesehen . Behandlungsaggregate zur Behand-
lung nicht gefährlicher Abfälle werden teilweise ausgetauscht .

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8 .11 .2 .3 GE 
in Verbindung mit den Nummern 8 .11 .2 .4 V, 8 .12 .1 .2 V, 8 .12 .2 V 
und 8 .12 .3 .2 V des Anhangs 1 der Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen (4 . BImSchV) . 

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im November 2021 vorgese-
hen .

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags sowie der dazuge-
hörigen erforderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 
Satz 1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-
19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch 
eine Veröffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt .

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder-
lichen Unterlagen sind einen Monat vom 24. März 2021 bis 
einschließlich 26. April 2021 auf der Internetseite des Landes-
amtes für Umwelt Brandenburg veröffentlicht: 

https://lfu .brandenburg .de/info/genehmigungen-west .
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Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 
Satz 1 PlanSiG werden der Genehmigungsantrag sowie die  
dazugehörigen erforderlichen Unterlagen zeitgleich im Landes-
amt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle West, Seeburger 
Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 014, 14476 Potsdam OT Groß 
Glienicke und in der Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel, 
Stadtverwaltung, Wirtschaftsförderung, Friedrich-Franz-Straße 19 
(TGZ), Raum 1 .14 in 14770 Brandenburg an der Havel (bitte 
melden) ausgelegt und können dort während der Dienststunden 
von jedermann eingesehen werden .

Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur Einhal-
tung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für Ein-
sichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unterlagen eine 
vorherige Anmeldung während der Dienststunden unter folgen-
den Kontaktdaten erforderlich:

Landesamt für Umwelt: Telefonnummer 033201 442551
Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel: 
Telefonnummer 03381 382001 oder 
wirtschaftsfoerderung@stadt-brandenburg .de .

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 24. März 2021 bis einschließlich 28. Mai 
2021 unter Angabe der Vorhaben-ID 069.Ä0.00/19 schriftlich 
oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungs-
verfahrensstelle West, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam 
oder bei der Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel,  
Umweltamt in der Klosterstraße in 14770 Brandenburg an der 
Havel erhoben werden . Mit Ablauf dieser Frist sind für das  
Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, 
die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen .

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter: https://lfu .brandenburg .de/einwendungen .

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob 
ein Erörterungstermin durchgeführt wird . Findet aufgrund die-
ser Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies 
nochmals gesondert öffentlich bekannt gemacht . Gehen keine 
form- und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörte-
rungstermin .

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 18. August 2021 
um 10 Uhr im TGZ Technologie- und Gründerzentrum Branden-
burg an der Havel, Raum 018, Friedrich-Franz-Straße 19 in 
14770 Brandenburg an der Havel . Dieser Termin dient dazu, die 
rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen zu 
erörtern, soweit dies für die Prüfung der Genehmigungsvoraus-
setzungen von Bedeutung sein kann . Dazu wird denjenigen, die 
Einwendungen erhoben haben, Gelegenheit gegeben, ihre Ein-
wendungen gegenüber der Genehmigungsbehörde und dem 
Antragsteller zu erläutern . Kann die Erörterung an diesem Tag 

nicht abgeschlossen werden, wird der Erörterungstermin an den 
folgenden Werktagen fortgesetzt . Es wird darauf hingewiesen, 
dass die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch 
bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, erörtert werden .

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach-
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu  
geben . Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens nicht erforderlich sind . Die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden .

Nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 UVPG war für die unter 
der Nummer 8 .7 .1 .2 S der Anlage 1 des UVPG angeführten 
Anlage eine standortbezogene Vorprüfung durchzuführen . Die 
Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsverfah-
rens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen . Im Ergebnis dieser 
Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das oben genannte Vor-
haben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Krite-
rien: Das Vorhaben befindet sich nicht in der Nähe von ökolo-
gisch empfindlichen Schutzgebieten. Der Standort ist in der 
Nähe von Gebieten mit höherer Bevölkerungsdichte angesie-
delt . Aufgrund dieser besonderen örtlichen Gegebenheiten war 
eine Prüfung der Nummer 3 - Art und Merkmale der Auswir-
kungen - der Anlage 3 des UVPG notwendig . Im Ergebnis erge-
ben sich keine Anhaltspunkte dafür, dass die vom Vorhaben 
ausgehenden Wirkfaktoren erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen haben können, die die besondere Empfindlichkeit 
oder die Schutzziele des Gebietes betreffen . Insbesondere ist 
auf Grundlage der Lärmprognose davon auszugehen, dass eine 
schädliche Wirkung durch Lärmemissionen an den nächstgele-
genen Immissionsorten ausgeschlossen werden können . 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 (BGBl . I 
S . 1274; 2021 I S . 123), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 9 . Dezember 2020 (BGBl . I S . 2873)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12 . Januar 2021 (BGBl . I S . 69)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
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BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Evangelische Kirche in Mitteldeutschland

Kirchengesetz über die evangelischen Friedhöfe 
in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 

(Friedhofsgesetz - FriedhG)

vom 20 . November 2020

Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutsch-
land hat aufgrund von Artikel 55 Absatz 2 Nummer 2, Artikel 80 
der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 
(Kirchenverfassung EKM - KVerfEKM) vom 05 . Juli 2008 
(ABl . S . 183) das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Inhaltsübersicht

Präambel
 
Abschnitt 1: Allgemeine Bestimmungen
§ 1  Anwendungsbereich
§ 2  Rechtsstellung
§ 3  Zweckbestimmung
§ 4  Anlage und Widmung
§ 5  Nutzungsbeschränkung, Schließung
§ 6  Entwidmung
§ 7  Aufgabenwahrnehmung
§ 8  Friedhofs- und Belegungsplan
§ 9  Gestaltungsvorschriften 
§ 10  Verzeichnisse
§ 11  Datenschutz
§ 12  Umwelt- und Naturschutz

Abschnitt 2: Ordnungsvorschriften 
§ 13  Öffnungszeiten
§ 14  Verhalten auf dem Friedhof
§ 15  Gewerbliche Tätigkeiten

Abschnitt 3: Bestattungen
§ 16  Anmeldung der Bestattung
§ 17  Särge und Urnen
§ 18  Leichenräume
§ 19  Friedhofskapelle und Bestattungsfeiern
§ 20  Ausheben und Schließen der Gräber

Abschnitt 4: Ruhefrist und Nutzungsrechte
§ 21  Ruhefrist
§ 22  Nutzungsrechte
§ 23  Übertragung von Nutzungsrechten
§ 24  Verlängerung des Nutzungsrechtes 
§ 25  Erlöschen des Nutzungsrechtes
§ 26  Ausbettung

Abschnitt 5: Grabstätten
§ 27  Grabstättenarten
§ 28  Erdreihengrabstätten
§ 29  Erdwahlgrabstätten
§ 30  Kindergrabstätten
§ 31  Urnenreihengrabstätten
§ 32  Urnenwahlgrabstätten
§ 33  Gemeinschaftsgrabanlagen und Verbot anonymer Bestat-

tungen
§ 34  Ehren- und Opfergräber

Abschnitt 6: Gestaltung der Grabstätten
§ 35  Einfügungsgebot
§ 36  Gärtnerische Gestaltung
§ 37  Vernachlässigung, Ersatzvornahme 
§ 38  Grabmale, Verbot von in Kinderarbeit hergestellten Grab-

malen
§ 39  Grabstätteninventar
§ 40  Errichtung und Standsicherheit
§ 41  Grabgewölbe

Abschnitt 7: Haushalt und Gebühren
§ 42  Haushalt
§ 43  Gebühren
§ 44  Gebührensatzung 
§ 45  Gebührenschuldner
§ 46  Entstehung der Gebührenpflicht und -fälligkeit
§ 47  Verjährung
§ 48  Erlass, Stundung, Niederschlagung
§ 49  Entgelte

Abschnitt 8: Übergangs- und Schlussbestimmungen
§ 50  Haftung 
§ 51  Regelungsermächtigungen
§ 52  Öffentliche Bekanntmachung
§ 53  Alte Rechte, Übergangsregelungen 

ren - 9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29 . Mai 1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11 . November 2020 (BGBl . I S . 2428)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom  
3 . Dezember 2020 (BGBl . I S . 2694)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 

(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20 . Mai 2020 
(BGBl . I S . 1041), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 3 . Dezember 2020 (BGBl . I S . 2694)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West
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§ 54  Verwaltungsverfahren
§ 55  Ombudsverfahren
§ 56  Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Präambel

1 Der kirchliche Friedhof ist ein Ort, an dem der Verstorbenen 
und des eigenen Todes gedacht wird . 2 Als kirchlicher Ort hat er 
Anteil an der Verkündigung der biblischen Botschaft, dass 
„Christus Jesus dem Tode die Macht genommen und das Leben 
und ein unvergängliches Wesen ans Licht gebracht hat durch 
das Evangelium“ (2 . Timotheus 1, 10) . 3 Er verkündigt die 
christliche Sicht auf das Sterben, den Tod und die Hoffnung auf 
Auferstehung . 4 So weist er auf Gottes Ruf zu ewigen Leben hin 
und ist Ort des Trostes und der Mahnung . 5 Diese Bedeutung 
und Aufgaben des Friedhofes kommen nicht allein durch die 
liturgisch gebundene Verkündigung in der Friedhofskapelle 
und am Grabe, sondern maßgeblich durch die Gestaltung des 
Friedhofs zum Ausdruck .

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Anwendungsbereich

(1) Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gelten für alle 
Friedhöfe und Bestattungsplätze, die in der Trägerschaft der 
Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland oder einer zur ihr 
gehörenden Körperschaft stehen .

(2) Kirchhöfe sind Friedhöfe im Sinne dieses Kirchengesetzes .

(3) 1 Für Waldfriedhöfe sind die Vorschriften dieses Gesetzes 
entsprechend anzuwenden . 2 Sie sind zulässig, wenn landes-
rechtliche Bestimmungen dem nicht entgegenstehen . 3 Sie müs-
sen insbesondere

1 .  einen Andachtsplatz mit Kreuz und
2 .  eine erkennbare Abgrenzung zwischen Wald und Ruhestät-

te ausweisen .

§ 2
Rechtsstellung

(1) 1 Friedhofsträger eines kirchlichen Friedhofs kann nur eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts sein . 2 Hierzu gehören 
insbesondere Kirchengemeinden und die von ihnen errichteten 
Verbände .

(2) 1 Friedhofsträger ist die Körperschaft, der die Verwaltung 
und der Betrieb des Friedhofs obliegen . 2 Die Friedhöfe sind 
öffentliche Einrichtungen in der Rechtsform einer nichtrechts-
fähigen Anstalt öffentlichen Rechts . 

(3) 1 Die Friedhofsträgerschaft kann durch Vertrag auf einen 
staatlichen Rechtsträger übertragen werden . 2 Dieser bedarf der 
kirchenaufsichtlichen Genehmigung durch die kirchliche Auf-

sichtsbehörde . 3 Erforderliche kirchenaufsichtliche Genehmi-
gungen nach dem Kirchengesetz über Grundstücke in der 
Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland bleiben unberührt .

§ 3
Zweckbestimmung

(1) 1 Der Friedhof dient der Bestattung Verstorbener und der 
Pflege der Gräber im Andenken an die Verstorbenen. 2 Er ist 
zugleich Stätte der Verkündigung des christlichen Auferste-
hungsglaubens . 

(2) Gestattet ist die Bestattung derjenigen Personen, die

1 .  bei ihrem Tod ihren Wohnsitz im Einzugsbereich des Fried-
hofs hatten oder

2 .  ein Recht auf Bestattung in einer bestimmten Grabstätte 
hatten oder

3 .  innerhalb des Einzugsbereichs des Friedhofs verstorben 
oder tot aufgefunden worden sind und nicht auf einem 
Friedhof außerhalb des Einzugsbereichs beigesetzt werden . 

(3) 1 Der Friedhofsträger kann zulassen, dass auch andere Per-
sonen auf dem kirchlichen Friedhof bestattet werden . 2 Ein 
Rechtsanspruch auf Zulassung besteht nicht . 3 Wenn noch ein 
anderer zur Aufnahme verpflichteter Friedhof in der Gemeinde 
vorhanden ist, kann der Friedhofsträger die Annahme von Be-
stattungen auf Mitglieder der eigenen Körperschaft, der Glied-
kirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland oder Ange-
hörige einer zur Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen ge-
hörenden Kirche beschränken .

§ 4
Anlage und Widmung

(1) 1 Die Körperschaften des öffentlichen Rechts können unbe-
schadet landesrechtlicher Mitwirkungs- oder Genehmigungs-
vorbehalte neue Friedhöfe anlegen, bestehende Friedhöfe er-
weitern oder Friedhöfe anderer Träger übernehmen, soweit die 
betroffene Grundstücksfläche für Bestattungen geeignet ist, ein 
nicht nur kurzfristiger Bedarf vorliegt und die laufende Finan-
zierung gesichert ist . 2 Die Anlage oder Erweiterung von Fried-
hofsflächen bedarf der Widmung der betroffenen Grundstücks-
flächen als öffentlicher Bestattungsplatz durch Beschluss des 
Leitungsorgans des Friedhofsträgers unter genauer Bezeich-
nung der von der Widmung erfassten Flächen . 3 Der Beschluss 
ist nach Maßgabe des § 52 öffentlich bekannt zu machen . 4 Der 
von der Widmung erfasste Friedhof oder Friedhofsteil wird mit 
einem Gottesdienst nach Maßgabe der geltenden Agende in 
Dienst gestellt .

(2) Lässt sich bei bestehenden Friedhöfen die von der Widmung 
erfasste Fläche urkundlich nicht sicher feststellen, so gilt im 
Zweifel die gesamte eingefriedete Friedhofsfläche als für Fried-
hofszwecke gewidmet .

(3) 1 Das Anlegen und das Erweitern von Friedhöfen bedürfen 
der Genehmigung des Landeskirchenamtes . 2 Das Landeskir-
chenamt entscheidet auf der Grundlage einer Stellungnahme 
des Kirchenkreises .
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(4) 1 Kirchliche Friedhöfe sollen auf kircheneigenen Grundstü-
cken betrieben werden; Ausnahmen bedürfen der Genehmi-
gung des Landeskirchenamtes . 2 Nutzt der Friedhofsträger 
fremde Grundstücke für Friedhofszwecke, sind mit den Grund-
stückseigentümern entsprechende Verträge abzuschließen, die 
der Genehmigung des Landeskirchenamts bedürfen .

§ 5
Nutzungsbeschränkung, Schließung

(1) 1 Der Friedhofsträger kann für den Friedhof oder einzelne 
Teile durch Beschluss seines Leitungsorgans zu einem festzule-
genden Zeitpunkt die Nutzung beschränken . 2 Bestattungen 
sind in diesem Fall nur noch zulässig, soweit die zum festgeleg-
ten Zeitpunkt bestehenden Bestattungsrechte noch nicht ausge-
übt worden sind (reservierte Bestattungsrechte) . 3 Eine Verlän-
gerung des Nutzungsrechts ist lediglich zur Anpassung an die 
Ruhefrist zulässig . 4 Eine Neuvergabe von Nutzungsrechten ist 
ausgeschlossen .

(2) 1 Durch Beschluss seines Leitungsorgans kann der Friedhofs-
träger zu einem von ihm festzulegenden Zeitpunkt aus wichti-
gem Grund die Schließung des Friedhofs oder einzelner Teile 
festlegen . 2 Der Friedhofsträger hat die beabsichtigte Schlie-
ßung frühzeitig öffentlich bekannt zu machen . 3 Vom Zeitpunkt 
der Schließung an sind Bestattungen nicht mehr zulässig und 
bestehende Bestattungsrechte erlöschen . 4 Die Verlängerung 
von Nutzungsrechten ist ausgeschlossen . 5 Als Ersatz für zum 
Schließungszeitpunkt bestehende, aber noch nicht ausgeübte 
Bestattungsrechte werden auf Antrag der oder des jeweiligen 
Nutzungsberechtigten für die restliche Nutzungszeit auf Kosten 
des Friedhofsträgers Nutzungsrechte auf einem anderen Fried-
hofsteil oder Friedhof eingeräumt (Ersatzwahlgrabstätte) und 
bereits Bestattete umgebettet .

(3) 1 Die Nutzungsbeschränkung nach Absatz 1 und die Schlie-
ßung nach Absatz 2 bedürfen der Genehmigung durch die 
kirchliche Aufsichtsbehörde . 2 Sie sind nach Maßgabe des § 52 
öffentlich bekannt zu machen . 3 Den Nutzungsberechtigten, die 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Beschlüsse nach Ab-
satz 1 und 2 ihr Bestattungsrecht noch nicht ausgeübt haben 
und deren Anschriften bekannt oder ohne besonderen Aufwand 
zu ermitteln sind, sind die Beschlüsse darüber hinaus schriftlich 
mitzuteilen . 4 Die Schließung nach Absatz 2 kann mit der Ent-
widmung eines Friedhofs (§ 6) in einem Bescheid verbunden 
werden; in diesem Fall bestimmt sich die zuständige Genehmi-
gungsbehörde gemäß § 6 Absatz 4 Satz 1 .

(4) Die landesrechtlichen Genehmigungsvorbehalte bleiben un-
berührt .

§ 6
Entwidmung

(1) 1 Ein Friedhof oder Friedhofsteil kann durch Beschluss des 
Leitungsorgans des Friedhofsträgers zu einem festzulegenden 
Zeitpunkt entwidmet werden . 2 Dadurch wird der betroffenen 
Grundstücksfläche ihre Bestimmung als öffentlicher Bestat-
tungsplatz sowie Ruhestätte der Toten entzogen (Aufhebung) 
und es wird die volle Verkehrsfähigkeit des Grundstücks wie-
derhergestellt .

(2) 1 Die Entwidmung eines Friedhofs oder eines Friedhofsteils 
setzt die Schließung und vorbehaltlich der Regelung in Absatz 3 
den Ablauf sämtlicher Ruhefristen und Nutzungsrechte sowie 
den Ablauf einer Pietätsfrist voraus . 2 Die Pietätsfrist soll 10 Jah-
re nicht unterschreiten .

(3) 1 Nach Maßgabe des Landesrechts ist die Entwidmung auch 
vor Ablauf aller Ruhefristen und Nutzungsrechte zulässig, so-
weit gesamtkirchliche lnteressen nicht entgegenstehen . 2 Den 
Nutzungsberechtigten sind für den Fall noch laufender Ruhe-
fristen für die restliche Dauer der Nutzungsrechte entsprechen-
de Rechte auf einem anderen Friedhofsteil oder Friedhof einzu-
räumen . 3 Die Verstorbenen sind in diesem Fall in die neuen 
Grabstätten umzubetten . 4 Umbettungstermine werden einen 
Monat vorher in ortsüblicher Weise öffentlich bekannt gemacht . 
5 Nutzungsberechtigte von Wahlgrabstätten erhalten einen 
schriftlichen Bescheid, sofern ihre Anschrift bekannt oder ohne 
besonderen Aufwand zu ermitteln ist . 6 Die Kosten der Umbet-
tung, des Umsetzens der Grabmale und des Herrichtens der neuen 
Grabstätten trägt der Friedhofsträger . 7 Die Ersatzwahlgrabstätten 
werden Gegenstand des bestehenden Nutzungsrechtes . 8 Sofern 
keine Ruhefristen mehr laufen, kann auf Antrag des Nutzungs-
berechtigten statt der Umbettung eine Rückzahlung der auf die 
restliche Nutzungszeit entfallenden Gebühren erfolgen .

(4) 1 Die Entwidmung eines Friedhofs oder Friedhofsteils be-
darf der Genehmigung des Landeskirchenamtes . 2 Sie ist nach 
Maßgabe des § 52 öffentlich bekannt zu machen .

(5) Die landesrechtlichen Genehmigungsvorbehalte sowie die 
Vorschriften über die Entwidmung gottesdienstlicher Gebäude 
bleiben unberührt .

§ 7
Aufgabenwahrnehmung

(1) 1 Die Verwaltung des Friedhofs obliegt dem Leitungsorgan 
des Friedhofsträgers nach Maßgabe der einschlägigen kirch-
lichen und staatlichen Bestimmungen . 2 Zur Unterstützung der 
Verwaltung kann der Friedhofsträger einen Ausschuss einset-
zen und mit der Leitung beauftragen . 3 Soweit nachfolgend 
nichts anderes bestimmt ist, kann das Leitungsorgan Aufgaben 
der laufenden Friedhofsverwaltung auf Mitarbeitende des 
Friedhofsträgers übertragen . 4 Eine Übertragung auf das Kreis-
kirchenamt ist durch öffentlich-rechtlichen Vertrag zulässig  
(§ 3a Absatz 3 KKAG), wenn die Aufgabenwahrnehmung im 
Namen und unter Verantwortung des Friedhofsträgers erfolgt . 

(2) Dem Leitungsorgan sind folgende Aufgaben vorbehalten:

1 .  die Wahrnehmung der Aufsicht bei Übertragung von Aufga-
ben der laufenden Friedhofsverwaltung (§ 7 Absatz 1 und 3),

2 .  Entscheidungen über Anträge auf Zulassung der Ausbet-
tung (§ 26 Absatz 1),

3 .  die Beschlussfassung über den Friedhofshaushalt (§ 42 Ab-
satz 1),

4 .  Abhilfeentscheidungen oder Vorlagen an die kirchliche 
Aufsichtsbehörde in Widerspruchsverfahren,

5 .  der Erlass von Regelungen nach § 51 Absatz 2,
6 .  Beschlüsse und Rechtsgeschäfte, die einer kirchenaufsicht-

lichen Genehmigung bedürfen .
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(3) 1 Der Friedhofsträger kann mit Ausnahme der in Absatz 2 
genannten Vorbehaltsaufgaben ihm obliegende Aufgaben der 
laufenden Verwaltung insbesondere Unterhaltungs-, Bestat-
tungs- und Dekorationsarbeiten, durch Vertrag auf Dritte über-
tragen, das diese im Namen und unter Verantwortung des Fried-
hofsträgers wahrnimmt . 2 Ausgeschlossen ist die Übertragung 
der Zuständigkeit für den Erlass von Verwaltungsakten oder 
andere hoheitliche Maßnahmen mit unmittelbarer Rechtswir-
kung nach außen .

§ 8
Friedhofs- und Belegungsplan

(1) 1 Der Friedhofsträger führt: 

1 .  einen maßstabsgerechten Friedhofsplan und 
2 .  einen Belegungsplan, aus dem insbesondere die verschie-

denen Abteilungen des Friedhofs (mit allgemeinen oder 
zusätzlichen Gestaltungsvorschriften) sowie die Lage der 
Grabstätten, inklusive der gegebenenfalls ohne Bestattung 
bestehenden Rechte gemäß § 22 Absatz 5, die Wirtschafts-
flächen und die öffentlichen Wegeflächen hervorgehen.  
2 Sofern für eine Abteilung durch den Friedhofsträger zu-
sätzliche Gestaltungsvorschriften erlassen wurden, sind 
diese als Anlage zum Belegungsplan zu nehmen . 

(2) Der Friedhofs- und Belegungsplan kann mittels elektroni-
scher Datenverarbeitungsprogramme geführt werden . 

§ 9
Gestaltungsvorschriften

(1) Grabstätten in Abteilungen, die im Belegungsplan allgemei-
nen Gestaltungsvorschriften zugeordnet worden sind, unterlie-
gen den Bestimmungen dieses Kirchengesetzes, insbesondere 
der §§ 22 Absatz 1 Nummer 3, 35 bis 40 .

(2) 1 Für Grabstätten in Abteilungen, die im Belegungsplan zu-
sätzlichen Gestaltungsvorschriften zugeordnet worden sind, 
gelten neben den Anforderungen nach Absatz 1 die sich aus den 
vom Friedhofsträger erlassenen zusätzlichen Gestaltungsvor-
schriften ergebenden Anforderungen . 2 Sofern zusätzliche Ge-
staltungsvorschriften nicht erlassen worden sind, gelten für alle 
Abteilungen des Friedhofs die allgemeinen Gestaltungsvor-
schriften nach Absatz 1 .

(3) Zusätzliche Gestaltungsvorschriften sind nach Maßgabe des 
§ 52 öffentlich bekanntzumachen .

(4) Ist der Friedhof der einzige in der Gemeinde, so muss er 
Abteilungen vorhalten, die allgemeinen Gestaltungsvorschrif-
ten zugeordnet sind .

§ 10
Verzeichnisse

(1) Der Friedhofsträger hat folgende Verzeichnisse zu führen:

1 .  Chronologisches Register, in das alle auf dem Friedhof 
durchgeführten Bestattungen in zeitlicher Reihenfolge mit 
laufender Nummer, Bezeichnung der Grabstätte, Familien-

name, Vorname(n), Geburtstag und Tag der Bestattung oder 
Beisetzung und das die Sterbeurkunde bzw . die Bescheini-
gung nach § 31 Absatz 3 Personenstandsverordnung aus-
stellende Standesamt mit Registernummer einzutragen 
sind,

2 .  Grabstättenverzeichnis, aus dem die nach dem Belegungs-
plan vorgehaltenen Grabstätten mit ihren Grabstellen nach 
Abteilung und weiteren Zuordnungskriterien wie Reihe 
und Nummer und der jeweilige Belegungsstatus durch An-
gabe von Familien- und Vornamen der Bestatteten, des Ta-
ges von Tod und Bestattung oder Beisetzung, der Dauer des 
Nutzungsrechts, von Familien- und Vorname sowie An-
schrift der oder des Nutzungsberechtigten und - soweit vor-
handen - der im Nutzungsrecht nachfolgenden Person mit 
Familien- und Vorname(n) sowie Anschrift hervorgehen 
müssen .

(2) Die Verzeichnisse nach Absatz 1 können mittels elektroni-
scher Datenverarbeitungsprogramme geführt werden .

(3) 1 Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und bau-
liche Anlagen, die als besondere Eigenart eines Friedhofs erhal-
ten bleiben sollen, sollen in einem gesonderten Verzeichnis ge-
führt werden . 2 Der Friedhofsträger kann die Zustimmung zur 
Änderung derartiger Grabmale und baulicher Anlagen versa-
gen . 3 Die zuständigen Denkmalbehörden sind nach Maßgabe 
der gesetzlichen Bestimmungen zu beteiligen .

§ 11
Datenschutz

(1) Der Friedhofsträger darf im Zusammenhang mit der Tätig-
keit der Friedhofsverwaltung die hierfür erforderlichen perso-
nenbezogenen Daten verarbeiten . 

(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten an andere Stel-
len ist nur zulässig, wenn und soweit

1 .  es zur Erfüllung des Friedhofszwecks erforderlich ist oder 
2 .  die Datenempfängerin oder der Datenempfänger ein be-

rechtigtes Interesse an der Kenntnis der Daten glaubhaft 
darlegt und kein schutzwürdiges Interesse der betroffenen 
Person entgegensteht . 

(3) Im Übrigen gelten das Datenschutzgesetz der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland und die hierzu für den Bereich der 
EKM erlassenen Ausführungsbestimmungen . 

§ 12
Umwelt- und Naturschutz

(1) 1 Friedhöfe sind im Rahmen ihres Widmungszwecks Ruhe-
zonen, in denen für Menschen eine Atmosphäre geschaffen 
wird, in der sie ihrer Trauer nachgehen und ihrer Angehörigen 
gedenken können und in denen sich gleichzeitig Pflanzen und 
Tiere ungestört entwickeln können . 2 Friedhofsträger sowie 
Friedhofsnutzerinnen und -nutzer haben darauf zu achten, dass 
die Friedhöfe einer großen Vielzahl an Pflanzen- und Tierarten 
Lebensraum bieten . 3 Den Belangen des Umwelt- und Natur-
schutzes ist unter Berücksichtigung des Widmungszwecks 
Rechnung zu tragen .
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(2) 1 Der Friedhofsträger hat den Friedhof umweltfreundlich zu 
gestalten und zu bewirtschaften und insbesondere darauf hinzu-
wirken, dass keine umweltgefährdenden Stoffe verwendet wer-
den . 2 Das Prinzip der Abfallvermeidung ist vorrangig vor jeder 
Form der Abfallbehandlung . 3 Wenn sie technisch und nach den 
örtlichen Gegebenheiten möglich sowie wirtschaftlich zumut-
bar ist, hat die Abfallverwertung Vorrang vor der sonstigen Ent-
sorgung . 

Abschnitt 2
Ordnungsvorschriften

§ 13
Öffnungszeiten

(1) 1 Der Friedhofsträger legt die Öffnungszeiten des Friedho-
fes fest und gibt sie durch dauerhaften Aushang an den Fried-
hofseingängen oder in räumlicher Nähe dazu bekannt . 2 Der 
Aufenthalt auf den Friedhöfen außerhalb der Öffnungszeiten ist 
unzulässig . 3 Satz 2 findet keine Anwendung, wenn der Aufent-
halt für das Erreichen von Gebäuden des Friedhofsträgers er-
forderlich ist .

(2) Abweichend von den nach Absatz 1 festgesetzten Öffnungs-
zeiten kann der Friedhofsträger aus besonderem Anlass das Be-
treten des Friedhofs oder einzelner Teile gestatten oder vorü-
bergehend untersagen .

§ 14
Verhalten auf dem Friedhof

(1) Alle Personen haben sich auf dem Friedhof so zu verhalten, 
wie es dessen Würde als ein in der Verantwortung der christli-
chen Gemeinde stehender Ort der Trauer, des Totengedenkens 
und der Besinnung entspricht . 

(2) 1 Innerhalb des Friedhofs ist nicht gestattet: 

1 .  ohne vorherige Zustimmung des Friedhofsträgers das Be-
fahren der Wege mit Fahrzeugen aller Art; ausgenommen 
davon sind Kinderwagen und Mobilitätshilfen sowie Fahr-
zeuge des Friedhofsträgers und Fahrzeuge, die im Auftrag 
des Friedhofsträgers eingesetzt werden,

2 .  ohne vorherige Zustimmung des Friedhofsträgers Druck-
schriften zu verteilen, Waren zu verkaufen, Dienstleistun-
gen anzubieten und außer zu privaten Zwecken Film-, 
Ton-, Video- und Fotoaufnahmen zu erstellen und zu ver-
werten,

3 .  Abraum und Abfälle mitzubringen oder Friedhofsabfälle an 
anderen als dafür bestimmten Stellen abzulegen,

4 .  den Friedhof und seine Anlagen und Einrichtungen zu ver-
unreinigen oder zu beschädigen, Einfriedungen und He-
cken zu übersteigen und Rasenflächen, Grabstätten und 
Grabeinfassungen unberechtigt zu betreten,

5 .  Tierfutter an nicht dafür vorgesehenen Plätzen auszustreuen,
6 .  an Sonn- und Feiertagen sowie in der Nähe einer Bestat-

tung oder während eines Gottesdienstes störende Arbeiten 
auszuführen,

7 .  die Grabstätte mit Schläuchen zu bewässern,
8 .  chemische Unkraut- und Schädlingsbekämpfungsmittel so-

wie ätzende Steinreiniger zu verwenden,

9 .  zu lärmen und zu spielen; Kinder unter 6 Jahren dürfen den 
Friedhof nur in Begleitung Erwachsener betreten,

10 .  Hunde ohne Leine laufen zu lassen und Verunreinigungen 
durch Hunde zuzulassen,

11 .  ohne vorherige Zustimmung des Friedhofsträgers Anspra-
chen, Feiern, musikalische Darbietungen und sonstige Ver-
anstaltungen außerhalb von Bestattungen zu halten oder 
durchzuführen,

12 .  Gläser, Blechdosen und ähnliche Behältnisse als Vasen 
oder Schalen zu verwenden,

13 .  Gießkannen, Gartengeräte und Materialien jeglicher Art auf 
den Grabstätten oder hinter den Grabmalen und in Anpflan-
zungen aufzubewahren, 

14 .  Ruhebänke neben Grabstellen oder in deren Nähe aufzu-
stellen .

2 Der Friedhofsträger ist berechtigt, bei Verstößen gegen die 
Nummern 12 bis 14 unpassende Gegenstände entfernen zu las-
sen .

(3) Wer Anordnungen der Aufsichtspersonen des Friedhofsträ-
gers nicht folgt oder wiederholt gegen die Regelungen der Ab-
sätze 1 und 2 verstößt, kann vom Friedhof verwiesen und der 
betroffenen Person kann das erneute Betreten des Friedhofs 
untersagt werden .

§ 15
Gewerbliche Tätigkeiten

(1) Auf dem Friedhof dürfen nur solche gewerblichen Tätigkei-
ten ausgeübt werden, die dem Friedhofszweck unmittelbar die-
nen und die sich der Friedhofsträger nicht nach Absatz 7 selbst 
vorbehalten hat .

(2) 1 Wer auf dem Friedhof gewerblich tätig werden will, bedarf 
einer vorherigen Zulassung durch den Friedhofsträger . 2 Die 
Zulassung bedarf eines Antrages und erfolgt durch schriftlichen 
Zulassungsbescheid, durch den der Umfang der zulässigen Ar-
beiten festgelegt wird . 3 Die Zulassung ist zu befristen . 4 Sie 
kann durch schriftlichen Bescheid des Friedhofsträgers wider-
rufen werden, wenn die Voraussetzungen für ihre Erteilung ent-
fallen sind, die gewerblich Tätigen oder ihre Bediensteten trotz 
zweimaliger Mahnung gegen die für den Friedhof geltenden 
Bestimmungen verstoßen haben oder ein anderer wichtiger 
Grund vorliegt .

(3) 1 Die Zulassung steht im Ermessen des Friedhofsträgers .  
2 Sie ist vorbehaltlich der Regelung in Absatz 7 zu erteilen, 
wenn die gewerblich Tätigen für die vom Zulassungsantrag 
umfassten Tätigkeiten:

1 .  in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zu-
verlässig sind,

2 .  in die Handwerksrolle eingetragen sind oder eine vergleich-
bare Qualifikation aufweisen und

3.  über einen ausreichenden Haftpflichtversicherungsschutz 
verfügen .

3 Dem Zulassungsantrag sind geeignete Nachweise über das 
Vorliegen der Voraussetzungen des Satzes 2 Nummer 2 und 3 
beizufügen . 4 Die gewerblich Tätigen sind verpflichtet, dem 
Friedhofsträger den Fortfall einer Voraussetzung für die Zulas-
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sung unverzüglich anzuzeigen . 5 Der Friedhofsträger kann auf 
den Nachweis nach Satz 3 verzichten, wenn die gewerbliche 
Tätigkeit auf dem Friedhof einmalig erfolgen soll und eine den 
Voraussetzungen des Satzes 2 entsprechende Zulassung eines 
anderen dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes unterfallen-
den Friedhofsträgers vorgelegt wird .

(4) 1 Zulassungsfrei ist das Anliefern von Särgen, Urnen und 
Überurnen, das Auslegen von Kondolenzlisten und die Dekora-
tion von Särgen und Urnen . 2 Gewerblich Tätige mit Niederlas-
sung in einem anderen Mitgliedsstaat der Europäischen Union 
oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum, die im Inland nur vorüber-
gehend tätig sind, bedürfen keiner Zulassung, haben aber die 
Aufnahme ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof anzuzeigen . 3 Die 
gewerbliche Tätigkeit kann durch schriftlichen Bescheid des 
Friedhofsträgers untersagt werden, wenn die gewerblich Täti-
gen oder ihre Bediensteten trotz zweimaliger Mahnung gegen 
die für den Friedhof geltenden Bestimmungen verstoßen haben 
oder ein anderer wichtiger Grund vorliegt .

(5) 1 Die gewerblich Tätigen sowie ihre Mitarbeitenden haben 
die für den Friedhof geltenden Rechtsvorschriften zu beachten . 
2 Auf Verlangen der Aufsichtspersonen des Friedhofsträgers 
haben sie diesen die Zulassung nach Absatz 2 oder im Falle der 
Anzeige nach Absatz 4 die darüber vom Friedhofsträger auszu-
stellende Bestätigung vorzuweisen . 3 Sie haften für alle Schä-
den, die sie im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf dem 
Friedhof schuldhaft verursachen . 4 Hat der Friedhofsträger für 
die Ausübung gewerblicher Tätigkeiten Zeiten festgesetzt, ist 
die Durchführung solcher Arbeiten nur während dieser Zeiten 
zulässig . 5 Die Arbeitsstelle ist beim Verlassen aufzuräumen 
und nach Abschluss der Arbeiten zu reinigen . 6 Die für die Ar-
beiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen nur an 
den zugewiesenen Stellen und nicht über die Dauer der Aus-
führung des jeweiligen Auftrages hinaus gelagert werden .  
7 Alle bei den Arbeiten anfallenden Abfälle sind durch die  
gewerblich Tätigen vom Friedhof zu entfernen . 8 Gewerbliche 
Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen des 
Friedhofs gereinigt werden . 9 Die vom Friedhofsträger für die Be-
fahrung freigegebenen Wege des Friedhofs dürfen nur mit Fahr-
zeugen mit einem zulässigen Gesamtgewicht bis zu 3,5 t befahren 
werden, soweit der Friedhofsträger nichts anderes bestimmt .

(6) 1 Schließt eine gewerblich Tätige oder ein gewerblich Täti-
ger mit Nutzungsberechtigten Grabpflegeverträge ab, deren 
Laufzeit den Zeitraum übersteigen, für den ihm eine Zulassung 
nach Absatz 2 erteilt worden ist, hat sie oder er diese Verträge 
dem Friedhofsträger unter Angabe von Namen und Anschrift 
der oder des Nutzungsberechtigten, der Bezeichnung der Grab-
stätte, Namen und Anschrift dritter an dem Vertragsverhältnis 
Beteiligter, der Laufzeit des Vertrages und des Zeitpunktes des 
Vertragsabschlusses oder der Vertragsverlängerung anzuzeigen . 
2 Liegen die Voraussetzungen für eine Zulassung während der 
Laufzeit der angezeigten Verträge nicht mehr vor, kann der 
Friedhofsträger der oder dem gewerblich Tätigen die Erfüllung 
der Verträge bis zu dem ihm angezeigten Laufzeitende gestat-
ten . 3 Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend . 4 Ein Anspruch auf Zu-
lassung bis zum Ende der Vertragslaufzeiten besteht nicht .

(7) 1 Der Friedhofsträger kann sich gewerbliche Tätigkeiten 
selbst vorbehalten . 2 Dazu zählen insbesondere die gärtnerische 

Herrichtung und laufende Unterhaltung der Grabstätten, die 
Herrichtung von Einfassungen, die Herstellung der Fundamen-
te für Grabmale und die Ausschmückung und Beleuchtung ei-
ner vorhandenen Friedhofskapelle, Leichenhalle oder eines ge-
sonderten Abschiednahmeraums . 3 Soweit der Friedhofsträger 
von seinem Recht nach Satz 1 Gebrauch gemacht hat, kann er 
die Zulassung von gewerblich Tätigen ablehnen . 4 Unberührt 
bleibt die Befugnis der Nutzungsberechtigten, die Grabstätte zu 
gießen, sauber zu halten und zu schmücken .

Abschnitt 3
Bestattungen

§ 16
Anmeldung der Bestattung

(1) 1 Bestattungen sind unter Beibringung der nach den landes-
rechtlichen Bestimmungen und diesem Kirchengesetz erforder-
lichen Unterlagen rechtzeitig beim Friedhofsträger anzumel-
den . 2 Erfolgt die Anmeldung in Vollmacht einer anderen Per-
son, hat die oder der Anmeldende auf Verlangen des Friedhofs-
trägers eine schriftliche Vollmachtsurkunde vorzulegen . 3 Der 
Friedhofsträger kann eine Bestattung ablehnen, wenn die nach 
Satz 1 und 2 beizubringenden Unterlagen nicht bis zu dem von 
ihm allgemein festgelegten Zeitpunkt, spätestens jedoch bis 
zum Termin der Bestattung vorliegen .

(2) 1 Der Friedhofsträger legt unter Berücksichtigung der Re-
gelarbeitszeiten der Mitarbeitenden allgemein fest, an welchen 
Tagen und zu welchen Zeiten Bestattungen auf dem Friedhof 
durchgeführt werden . 2 Bestattungen an Sonntagen und gesetz-
lichen Feiertagen sind unzulässig . 3 Die Wünsche der oder des 
Anmeldenden hinsichtlich des Zeitpunkts einer Bestattung sind 
im Rahmen der allgemeinen Festlegungen nach Möglichkeit zu 
berücksichtigen .

(3) 1 Werden auf dem Friedhof Abteilungen mit unterschiedli-
chen Gestaltungsvorschriften vorgehalten, hat der Friedhofsträ-
ger im Rahmen der Anmeldung auf die Wahlmöglichkeit und 
die in den unterschiedlichen Abteilungen jeweils zu beachten-
den Anforderungen hinzuweisen . 2 Die oder der Nutzungsbe-
rechtigte hat die Anerkennung zusätzlicher Gestaltungsvor-
schriften schriftlich zu bestätigen .

(4) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrab-
stätte beantragt, ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen .

(5) 1 Als anmeldeberechtigt nach Absatz 1 Satz 1 gilt, soweit 
der Verstorbene nicht eine anderweitige Verfügung getroffen 
hat, die bestattungspflichtige Person gemäß den landesrechtli-
chen Bestimmungen . 2 Kommen für die Bestattungspflicht 
mehrere Personen in Betracht, so geht jeweils die ältere Person 
der jüngeren Person vor . 

§ 17
Särge und Urnen

(1) 1 Bestattungen sind grundsätzlich in Särgen oder Urnen vor-
zunehmen . 2 Der Friedhofsträger kann im Friedhofs- und Bele-
gungsplan Abteilungen ausweisen, auf denen Bestattungen im 
Leichentuch zulässig sind, soweit das Landesrecht dies zulässt . 
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(2) 1 Särge und Urnen einschließlich Überurnen zur unterirdi-
schen Beisetzung dürfen nicht aus schwer zersetzbaren Stoffen 
wie z . B . Keramik oder Marmor hergestellt oder damit ausge-
stattet sein . 2 Die verwendeten Werkstoffe dürfen nicht geeignet 
sein, die physikalische, chemische oder biologische Beschaf-
fenheit des Bodens oder des Grundwassers erheblich zu beein-
trächtigen oder zu schädigen . 3 Das Verwenden von mit biozi-
den Holzschutzmitteln behandelten Särgen, das Verwenden von 
Särgen aus Tropenholz und die Verwendung von paradichlor-
benzolhaltigen Duftsteinen ist nicht gestattet und muss vom 
Friedhofsträger zurückgewiesen werden . 4 Bei oberirdischen 
Bestattungen sind Überurnen aus zersetzbarem Material nicht 
zulässig . 5 Die Anforderungen an die Beschaffenheit der Särge 
und Urnen einschließlich Überurnen sowie die Voraussetzun-
gen für Bestattungen im Leichentuch richten sich im Übrigen 
nach den Vorgaben des staatlichen Rechts .

(3) 1 Särge sollen höchstens 2,10 m lang, im Mittelmaß nicht 
höher als 0,75 m hoch und 0,80 m breit sein einschließlich ab-
stehender Griffe . 2 Sind in Ausnahmefällen größere Särge erfor-
derlich, ist dies dem Friedhofsträger mit der Bestattungsanmel-
dung, spätestens jedoch drei Werktage vor der Bestattung mit 
den genauen Sargmaßen anzuzeigen .

(4) Särge von Leibesfrüchten, Fehlgeborenen und Kindern, die 
bis zum vollendeten fünften Lebensjahr verstorben sind, sollen 
höchstens 1,60 m lang, 0,60 m hoch und im Mittelmaß 0,50 m 
breit sein .

(5) 1 Urnen sollen dem Friedhofsträger frühestens drei Wochen 
und spätestens einen Werktag vor der Beisetzung übergeben 
werden . 2 Überurnen sollen nicht höher als 0,35 m sein, ihre 
Breite und Tiefe oder ihr Außendurchmesser sollen 0,24 m 
nicht überschreiten .

§ 18
Leichenräume

(1) 1 Leichenräume sind Leichenhallen oder Leichenkammern, 
die zur Aufnahme von Leichen bis zur Bestattung bestimmt 
sind . 2 Sie dürfen nur mit Erlaubnis des Friedhofsträgers betre-
ten werden .

(2) Soweit dafür eingerichtete Abschiednahmeräume vorgehal-
ten werden, gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend .

(3) 1 Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen Be-
denken bestehen, können die Angehörigen von den Verstorbe-
nen in einem vom Friedhofsträger festgelegten Zeitraum in der 
Leichenhalle oder einem gesonderten Abschiednahmeraum am 
offenen Sarg Abschied nehmen . 2 Die Särge werden vor dem 
Verbringen aus der Leichenhalle oder dem gesonderten Ab-
schiednahmeraum endgültig geschlossen . 3 Bei fortgeschritte-
ner Verwesung der Leiche kann der Sarg jedoch sofort endgül-
tig geschlossen werden . 4 Ist eine weitere Verwahrung eines 
solchen Sarges in der Leichenhalle nicht mehr vertretbar, kann 
dieser nach Benachrichtigung der- oder desjenigen, die oder der 
die Bestattung angemeldet hat, vor dem vereinbarten Zeitpunkt 
bestattet werden .

§ 19
Friedhofskapelle und Bestattungsfeiern

(1) 1 Wenn eine Friedhofskapelle oder Feierhalle vorhanden ist, 
können dort, dem Charakter eines kirchlichen Friedhofs ent-
sprechend, Särge und Urnen zur kirchlichen Bestattung, zur 
nichtkirchlichen Bestattungsfeier oder zur stillen Abschiednah-
me aufgebahrt werden . 2 Die Aufbahrung eines Sarges ist zu 
untersagen, wenn der oder die Verstorbene an einer melde-
pflichtigen übertragbaren Krankheit gelitten hat oder Bedenken 
wegen des Zustandes der Leiche bestehen .

(2) 1 Die kirchliche Bestattung ist ein Gottesdienst, der in der 
Regel von einer evangelischen Pfarrerin oder einem evangeli-
schen Pfarrer geleitet wird . 2 Geistliche einer zur Arbeitsge-
meinschaft christlicher Kirchen gehörenden Kirche dürfen Be-
stattungen ihrer Gemeindemitglieder durchführen und ihre 
Amtstracht tragen . 3 Musikdarbietungen müssen sich in den 
Gottesdienst einfügen und bedürfen der vorherigen Zustim-
mung der die Bestattung nach Satz 1 und 2 leitenden Person 
und der Organistin oder des Organisten, soweit vom Friedhofs-
träger gestellt . 

(3) 1 Für Rednerinnen und Redner gilt die Zulassung für nicht-
kirchliche Bestattungsfeiern bis zu ihrem Widerruf als erteilt .  
2 Sie dürfen keine Amtstracht oder amtstrachtähnliche Beklei-
dung tragen . 3 Ist zu befürchten, dass eine nach Satz 1 als zuge-
lassen geltende Person den christlichen Glauben verächtlich 
macht oder mit politischen Aufrufen hervortritt, kann sie von 
der Leitung der Bestattungsfeier und Bestattung ausgeschlos-
sen werden . 4 Verstößt die Rednerin oder der Redner trotz zwei-
maliger Mahnung gegen die für den Friedhof geltenden Be-
stimmungen oder liegt ein anderer wichtiger Grund vor, kann 
der Friedhofsträger die Zulassung nach Satz 1 durch schriftli-
chen Bescheid widerrufen . 5 Die Gestaltung der Feier und der 
Musikdarbietungen müssen der Würde des Ortes und seiner 
Eigenschaft als Stätte christlicher Verkündigung genügen . 6 So-
fern der Friedhofsträger eine Organistin oder einen Organisten 
stellt, bedürfen Musikdarbietungen seiner Zustimmung . 7 Die 
Verwendung von Tonträgern ist nur nach Anmeldung bei der 
Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und mechanische 
Vervielfältigungsrechte (GEMA) durch die Nutzungsberechtig-
te oder den Nutzungsberechtigten zulässig . 8 Der Friedhofsträ-
ger kann das im Regelfall dem Gottesdienst vorbehaltene Glo-
ckengeläut bei nichtkirchlichen Bestattungen als Totengeläut 
zulassen .

(4) 1 Die vom Friedhofsträger gestellte Ausstattung der Fried-
hofskapelle oder Feierhalle darf nicht verändert werden . 2 Nach-
rufe und die Aufschriften von Kranzschleifen dürfen keine den 
christlichen Glauben verächtlich machenden Äußerungen oder 
politischen Aufrufe enthalten . 

(5) 1 Auf Beschluss des Friedhofsträgers können auch nicht-
kirchliche Bestattungsfeiern in der Kirche des Friedhofsträgers 
abgehalten werden . 2 In diesen Fällen dürfen die Ordnung des 
Raumes und die Zeichen des christlichen Bekenntnisses nicht 
verändert, verdeckt oder entfernt werden . 3 Darauf ist im Rah-
men der Bestattungsanmeldung hinzuweisen, der Friedhofsträ-
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ger soll sich die Anerkennung dieser Vorgaben schriftlich bestä-
tigen lassen . 4 Die Absätze 1, 3 und 4 gelten entsprechend .

§ 20
Ausheben und Schließen der Gräber

(1) 1 Die Gräber werden von Beauftragten des Friedhofsträgers 
oder einem dazu berechtigten Bestattungsunternehmen ausge-
hoben und wieder zugefüllt . 2 Für die Öffnung und den Ver-
schluss von Urnengrabstätten zur oberirdischen Beisetzung gilt 
Satz 1 entsprechend .

(2) 1 Zwischen der Erdoberfläche (ohne Grabhügel) bis zur 
Oberkante des Sarges muss eine Erdschicht von mindestens 
0,90 m liegen . 2 Grabstellen für Erdbestattungen müssen von-
einander durch mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein . 
3 Vorhandene Grabmale sind vor dem Ausheben des Grabes so 
zu sichern, dass sie nicht umstürzen können, erforderlichenfalls 
sind sie zu entfernen . 4 Dies gilt auch für Grabstätteninventar .  
5 Müssen bei einer Bestattung Grabmale, Anpflanzungen und 
dergleichen auf der Grabstätte oder auf benachbarten Grabstät-
ten zeitweise oder dauernd entfernt werden, so kann der Fried-
hofsträger die notwendigen Maßnahmen auf Kosten der- oder 
desjenigen treffen, die oder der die Bestattung angemeldet hat 
oder in deren oder dessen Vollmacht sie angemeldet worden ist . 
6 Die oder der Nutzungsberechtigte einer betroffenen benach-
barten Grabstätte ist über Maßnahmen, deren Folgen nicht so-
fort beseitigt werden können, zu informieren . 

(3) 1 Die Tiefe eines Urnengrabes beträgt von der Erdoberfläche 
(ohne Grabhügel) mindestens 0,50 m . 2 Werden bei Aushebung 
eines Grabes zur Wiederbelegung der Grabstätte Urnenreste ge-
funden, sind diese unter der Sohle des neuen Grabes zu versen-
ken . 3 Überurnen können entfernt werden . 4 Bei Urnengrabstät-
ten zur oberirdischen Beisetzung wird die Asche nach Erlö-
schen des Nutzungsrechts an geeigneter Stelle des Friedhofs in 
würdiger Weise der Erde übergeben .

(4) 1 Werden beim Ausheben des Grabes einer Grabstelle zur 
Wiederbelegung Sargteile oder Gebeine gefunden, sind diese 
mindestens 0,30 m unter der Sohle des Grabes zu versenken .  
2 Werden noch nicht verweste Leichenteile vorgefunden, so ist 
das Grab sofort wieder zu schließen und für künftige Nutzung 
als Bestattungsstätte zu sperren . 3 Befindet sich in einem Grab 
Schlamm oder Wasser, ist das Einsenken von Särgen unzuläs-
sig .

(5) 1 Das Ausgraben einer Leiche und das Öffnen eines Grabes 
bedürfen der Genehmigung des Friedhofsträgers und - soweit 
das Landesrecht dies vorsieht - der Genehmigung der zuständi-
gen staatlichen Behörde . 2 Dies gilt nicht für eine durch richter-
lichen Beschluss angeordnete Leichenschau .

Abschnitt 4
Ruhefrist und Nutzungsrechte

§ 21
Ruhefrist

(1) Die Ruhe der Toten soll nicht gestört werden .

(2) Während des Laufs der Ruhefrist dürfen Grabstellen nicht 
wiederbelegt oder anderweitig verwendet werden . 

(3) 1 Soweit das Landesrecht nicht zwingend abweichende Fris-
ten vorschreibt, beträgt die Ruhefrist für Erd- und Urnenbestat-
tungen in der Regel 20 Jahre . 2 Der Friedhofsträger kann in der 
von ihm gemäß § 44 zu erlassenden Friedhofsgebührensatzung 
abweichende Ruhefristen festlegen, soweit das jeweilige Lan-
desrecht dies zulässt .

§ 22
Nutzungsrechte

(1) Das Nutzungsrecht an einer Grabstätte umfasst das Recht,

1 .  zu entscheiden, wer unter Berücksichtigung des § 3 auf 
freien Grabstellen einer Grabstätte bestattet werden darf,

2 . die Einrichtungen des Friedhofs im Rahmen des Friedhofs-
zwecks zu nutzen,

3.  über die Art der Gestaltung und Pflege der Grabstätte im 
Rahmen der Gestaltungsvorschriften zu entscheiden und 
die Pflicht, ein Grabmal zu errichten (§ 38), die Grabstätte 
innerhalb von sechs Monaten nach Vergabe des Nutzungs-
rechts oder Durchführung der Bestattung gärtnerisch anzu-
legen und bis zum Ablauf des Nutzungsrechts zu pflegen, 
auftretende Versackungen zu beseitigen und die Grabstätte 
einschließlich der Grabmale auch im Übrigen in einem ver-
kehrssicheren Zustand zu halten .

(2) Das Nutzungsrecht kann vergeben werden

1 .  an natürliche Personen,
2 .  an Stiftungen oder eingetragene Vereine, soweit sie ge-

meinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke verfolgen 
oder

3 .  an öffentlich-rechtliche Körperschaften .

(3) 1 Das Nutzungsrecht wird vorbehaltlich des Absatzes 5 bei 
der Anmeldung einer Bestattung an die natürliche oder juristi-
sche Person gemäß Absatz 2 vergeben, die die Bestattung an-
meldet oder in deren Vollmacht sie angemeldet wird . 2 Bei Nut-
zungsrechtsvergaben an Personen gemäß Absatz 2 Nummer 1 
erfolgt keine Prüfung der familiären und erbrechtlichen Ver-
hältnisse durch den Friedhofsträger . 3 Das Vorliegen der Vor-
aussetzungen nach Absatz 2 Nummer 2 ist durch Vorlage des 
Feststellungsbescheides nach § 60 a Abgabenordnung in der 
jeweils geltenden Fassung nachzuweisen . 4 Die Nutzungsbe-
rechtigten nach Absatz 2 Nummer 2 und 3 sind verpflichtet, bei 
der Vergabe des Nutzungsrechts eine zur rechtsgeschäftlichen 
Vertretung berechtigte Person zu benennen . 5 Eine Nutzungs-
rechtsvergabe ist ausgeschlossen, wenn durch die oder den Nut-
zungsberechtigten mit dem Nutzungsrecht Einnahmen erzielt 
werden sollen .

(4) 1 Die Vergabe des Nutzungsrechts erfolgt durch schriftliche 
Zuweisung, die mit anderen Regelungen, insbesondere einer 
Gebührenfestsetzung, in einem Bescheid verbunden werden 
kann . 2 Die Entstehung des Nutzungsrechts ist aufschiebend be-
dingt durch die Zahlung der festgesetzten und fälligen Gebüh-
ren . 3 Die Dauer des Nutzungsrechts muss mindestens der einzu-
haltenden Ruhefrist entsprechen . 4 Die Grabstätte bleibt Eigen-



273Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 10 vom 17. März 2021

Absatz 2 Nummer 2 und 3 haben das Nutzungsrecht unverzüg-
lich auf sich umschreiben zu lassen und gemäß § 22 Absatz 3 
Satz 4 eine zur rechtsgeschäftlichen Vertretung berechtigte Per-
son zu benennen . 4 Nutzungsberechtigte nach § 22 Absatz 2 
Nummer 2 und 3 haben darüber hinaus jede Änderung der von 
ihnen nach § 22 Absatz 3 Satz 4 benannten, zur rechtsgeschäft-
lichen Vertretung berechtigten Personen mitzuteilen .

§ 24
Verlängerung des Nutzungsrechts

(1) Die Bestattung in einer Erd- oder Urnenwahlgrabstätte, an 
der bereits ein Nutzungsrecht besteht, setzt die Verlängerung 
des Nutzungsrechts auf die zur Einhaltung der Ruhefrist erfor-
derliche Dauer voraus .

(2) 1 Ohne Nachbestattung ist das Nutzungsrecht an Erd- oder 
Urnenwahlgrabstätten auf Antrag und nach Wahl des Nutzungs-
berechtigten jeweils für ein bis zehn volle Jahre zu verlängern . 
2 Der Antrag soll schriftlich und vor Ablauf des Nutzungsrechts, 
jedoch frühestens ein Jahr vor dem Ablauf gestellt werden .  
3 Wird der Antrag nach Ablauf des Nutzungsrechts gestellt, 
wird das Nutzungsrecht auch in diesem Fall ab dem Zeitpunkt 
des urspünglichen Ablaufs verlängert .

(3) 1 Besteht eine Grabstätte aus mehreren Grabstellen, so muss 
die Verlängerung nach den Absätzen 1 und 2 für die gesamte 
Grabstätte vorgenommen werden . 2 Sie kann davon abhängig 
gemacht werden, dass die oder der Nutzungsberechtigte das 
Friedhofsgesetz sowie neue Gestaltungsvorschriften anerkennt 
und die Grabstätte auf eigene Kosten umgestalten lässt . 3 Bei 
ungepflegten Grabstätten kann die Verlängerung von der Si-
cherstellung der Grabpflege für den Verlängerungszeitraum ab-
hängig gemacht werden .

(4) Ein Anspruch auf Verlängerung besteht nicht, wenn seit dem 
Ersterwerb des Nutzungsrechts 40 Jahre verstrichen sind . 

§ 25
Erlöschen des Nutzungsrechts

(1) 1 Das Nutzungsrecht erlischt mit Ablauf der Zeit, für die das 
Nutzungsrecht vergeben worden ist . 2 Das Erlöschen des Nut-
zungsrechts durch Zeitablauf ist sechs Monate vorher durch 
Aushang an den Friedhofseingängen oder in räumlicher Nähe 
dazu oder durch Hinweis auf der betroffenen Grabstätte be-
kannt zu machen . 3 Der oder dem Nutzungsberechtigten soll das 
Erlöschen des Nutzungsrechts mit der vorgenannten Frist zu-
sätzlich individuell mitgeteilt werden .

(2) 1 Nach Ablauf der Ruhefrist kann die oder der Nutzungsbe-
rechtigte einer Wahlgrabstätte auf das Nutzungsrecht durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Friedhofsträger verzich-
ten . 2 Besteht eine Grabstätte aus mehreren Grabstellen, so ist 
der Verzicht grundsätzlich nur für die gesamte Grabstätte zuläs-
sig . 3 Ein Teilverzicht für einzelne Grabstellen kann vom Fried-
hofsträger unter Auflagen zugelassen werden. 4 Der Verzicht 
führt zum Erlöschen des Nutzungsrechts .

(3) Sofern der Friedhofsträger den Friedhof oder einzelne Teile 
in seiner Nutzung beschränkt oder geschlossen hat, erlischt das 
Nutzungsrecht an einer betroffenen Grabstätte, wenn die zum 

tum des Friedhofsträgers . 5 Es besteht kein Anspruch auf Über-
lassung des Nutzungsrechts an einer der Lage nach bestimmten 
Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung .

(5) 1 Der Friedhofsträger kann auf Antrag Nutzungsrechte an 
Wahlgrabstätten an die natürlichen oder juristischen Personen 
gemäß Absatz 2 auch ohne zeitgleiche Anmeldung einer Bestat-
tung vergeben . 2 Absatz 3 Satz 2 bis 5 und Absatz 4 gelten ent-
sprechend .

(6) Alle Nutzungsberechtigten sind verpflichtet, dem Friedhofs-
träger eine Änderung ihrer Anschrift und ihres Namens inner-
halb von sechs Monaten mitzuteilen .

§ 23
Übertragung von Nutzungsrechten

(1) Die oder der Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht 
mit Zustimmung des Friedhofsträgers auf eine natürliche oder 
juristische Person gemäß § 22 Absatz 2 übertragen . 

(2) 1 Die oder der Nutzungsberechtigte gemäß § 22 Absatz 2 
Nummer 1 soll für den Fall ihres oder seines Ablebens eine ihr 
oder ihm in der Nutzungsberechtigung nachfolgende Person 
benennen . 2 Der Friedhofsträger kann die Vergabe des Nut-
zungsrechts von einer solchen Benennung oder einer anderwei-
tigen Sicherstellung der Verpflichtungen aus § 22 Absatz 1 
Nummer 3 abhängig machen . 3 Wenn die benannte Person mit 
der Nachfolge einverstanden ist, sind alle Angehörigen an diese 
Entscheidung der oder des Nutzungsberechtigten gebunden .  
4 Sobald der Nachfolgefall eintritt, hat die benannte Person das 
Nutzungsrecht unverzüglich auf sich umschreiben zu lassen .  
5 Verstirbt die oder der Nutzungsberechtigte, ohne eine im Nut-
zungsrecht nachfolgende Person benannt zu haben oder lehnt 
diese die Nachfolge ab, wird das Nutzungsrecht für den Rest 
seiner Laufzeit in nachstehender Reihenfolge auf die Angehöri-
gen der oder des verstorbenen Nutzungsberechtigten mit deren 
Zustimmung übertragen:

1 .  die Ehegattin oder den Ehegatten, die eingetragene Le-
benspartnerin oder den eingetragenen Lebenspartner oder die-
jenige Person, mit der die oder der bisherige Nutzungsberech-
tigte mindestens die letzten 12 Monate vor dem Tode in ehe- 
oder lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft gelebt hat,

2 .  die Kinder,
3 .  die Eltern,
4 .  die Stiefkinder,
5 .  die Geschwister,
6 .  die Enkel,
7 . die nicht unter 1 . - 6 . fallenden Erben .

6 Innerhalb der einzelnen Gruppen 2 . und 4 . bis 7 . wird das Nut-
zungsrecht auf die älteste Person übertragen . 7 Mehrere gleich-
rangige Nachfolgende sollen eine gemeinsame Vertreterin oder 
einen gemeinsamen Vertreter bestellen . 

(3) 1 Nutzungsberechtigte gemäß § 22 Absatz 2 Nummer 2 ha-
ben durch Vorlage ihrer Satzung nachzuweisen, dass im FaIle 
ihrer Aufhebung oder Auflösung eine Nachfolge im Nutzungs-
recht sichergestellt ist . 2 Der Friedhofsträger kann die Vergabe 
des Nutzungsrechts von einem solchen Nachweis abhängig ma-
chen . 3 Rechtsnachfolger der Nutzungsberechtigten nach § 22 
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(5) 1 Die Ausbettung wird vom Friedhofsträger oder dessen Be-
auftragten ausgeführt . 2 Der Zeitpunkt wird vom Friedhofsträ-
ger festgesetzt und einen Monat vorher in ortsüblicher Weise 
öffentlich bekannt gemacht . 3 Ausbettungen von Erdbestattun-
gen finden in der Regel nur in den Monaten Dezember bis Mit-
te März statt . 4 Lässt sich bei der Ausbettung einer Leiche der 
Sarg nicht heben, so sind die sterblichen Überreste auf Kosten 
der oder des Antragstellenden durch ein Bestattungsunterneh-
men in einen neuen Sarg umzubetten . 5 Kann eine Urne wegen 
ihres Zustandes nicht insgesamt gehoben werden, so ist die 
Asche auf Kosten der oder des Antragstellenden in eine neue 
Urne zu füllen . 6 Ist dies wegen des Zustandes der auszubetten-
den Urne nicht mehr möglich, ist die Ausbettung unzulässig .

(6) Die Kosten der Ausbettung und den Ersatz von Schäden, die 
an benachbarten Grabstätten und Anlagen durch eine Umbet-
tung entstehen und nicht durch den Friedhofsträger vorsätzlich 
oder grob fahrlässig verursacht worden sind, hat die Antragstel-
lerin/der Antragsteller oder die Veranlasserin/der Veranlasser 
zu tragen .

(7) Die Ruhefrist wird durch die Ausbettung nicht unterbrochen 
oder verkürzt . 

Abschnitt 5
Grabstätten

§ 27
Grabstättenarten

Es können folgende Arten von Grabstätten vorgehalten werden:

1 .  Erdreihengrabstätten

2 . Erdwahlgrabstätten

3 .  Kindergrabstätten

a) Erdreihengrabstätten
b) Erdwahlgrabstätten
c) Gemeinschaftsanlagen für Fehl- und Totgeburten

4 . Urnenreihengrabstätten

a) zur unterirdischen Beisetzung
b)  zur oberirdischen Beisetzung

5 .  Urnenwahlgrabstätten

a)  zur unterirdischen Beisetzung
b)  zur oberirdischen Beisetzung

6 .  Gemeinschaftsgrabanlagen für Särge oder Urnen .

§ 28
Erdreihengrabstätten

(1) 1 In Erdreihengrabstätten (§ 27 Nummer 1) erfolgen Bestat-
tungen in Särgen oder, sofern der Friedhofsträger von der Er-
mächtigung gemäß § 17 Absatz 1 Satz 2 Gebrauch gemacht hat, 

mit der Nutzungsbeschränkung oder Schließung festgelegten 
Zeitpunkt noch bestehenden Bestattungsrechte abgelaufen sind .

(4) Wird eine Grabstätte durch Ausbettung frei, erlischt das 
Nutzungsrecht . Besteht eine Grabstätte aus mehreren Grabstel-
len, gilt dies nur, wenn die gesamte Grabstätte durch Ausbet-
tung frei wird . 

(5) Ist es binnen vierundzwanzig Monaten nach Ableben einer 
oder eines Nutzungsberechtigten im Sinne des § 22 Absatz 2 
Nummer 1 oder der Aufhebung oder der Auflösung eines Nut-
zungsberechtigten nach § 22 Absatz 2 Nummer 2 zu keiner 
Übertragung des Nutzungsrechts gekommen, erlischt das Nut-
zungsrecht unbeschadet der Ruhefrist .

(6) 1 Soweit das Nutzungsrecht die Pflicht zur Errichtung eines 
Grabmals umfasst, kann der Friedhofsträger verlangen, dass die 
oder der Nutzungsberechtigte Grabmale, Grabstätteninventar 
und sonstige Gegenstände nach Ablauf des Nutzungsrechts von 
der Grabstätte entfernt . 2 § 37 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend . 
3 Wird dem Verlangen innerhalb der gesetzten Frist oder bis 
zum Ablauf der Bekanntmachungsfrist nicht nachgekommen, 
kann der Friedhofsträger das Grabmal, Grabstätteninventar und 
sonstige Gegenstände auf Kosten der oder des Nutzungsberech-
tigten entfernen oder entfernen lassen und entschädigungslos 
darüber verfügen, sofern er in dem nach Satz 1 zu erlassenden 
Bescheid oder der Bekanntmachung nach Satz 2 auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat . 

(7) Werden bei der Beräumung der Grabstätte insbesondere bei 
der Entfernung von Grabmalen und Grabeinfassungen Urnen-
reste, Sargteile oder Gebeine gefunden, verbleiben diese im 
Boden am Fundort . 

(8) Ist das Nutzungsrecht erloschen und die Ruhefrist abgelau-
fen, kann der Friedhofsträger über die Grabstätte anderweitig 
verfügen .

§ 26
Ausbettung

(1) 1 Auf Antrag der oder des Nutzungsberechtigten oder der 
oder des Totenfürsorgeberechtigten kann der Friedhofsträger 
die Ausbettung von Leichen und Urnen zulassen, wenn ein 
wichtiger Grund eine Störung der Totenruhe rechtfertigt . 2 Die 
Ausbettung aus einer Gemeinschaftsgrabanlage ist unzulässig .

(2) Bei Anträgen von Totenfürsorgeberechtigten müssen diese 
ihre Antragsberechtigung sowie die Zustimmung der oder des 
Nutzungsberechtigten nachweisen .

(3) 1 Dem Antrag nach Absatz 1 ist der Nachweis beizufügen, 
dass eine andere Grabstätte zur Verfügung steht . 2 Bei Ausbet-
tung von Leichen muss ferner die Genehmigung der nach Lan-
desrecht zuständigen Behörde beigebracht werden .

(4) 1 Das Ausgraben von Leichen, Särgen, Aschen oder Urnen zu 
anderen Zwecken als der Umbettung bedarf einer behördlichen 
oder richterlichen Anordnung . 2 Nach Ablauf der Ruhefrist noch 
vorhandene Leichen- und Aschenreste dürfen nur mit Erlaubnis 
des Friedhofsträgers in belegte Grabstätten umgebettet werden .
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im Leichentuch . 2 Jede Erdreihengrabstätte besteht aus nur ei-
ner Grabstelle und in ihr darf nur ein Sarg bestattet werden .  
3 Die Grabstätten werden der Reihe nach vergeben . 4 Die Verga-
be des Nutzungsrechts erfolgt nur bei Anmeldung einer Bestat-
tung . 5 Die Dauer des Nutzungsrechts ist auf die Dauer der Ru-
hefrist beschränkt . 6 Eine Verlängerung des Nutzungsrechts ist 
ausgeschlossen .

(2) 1 Die Erdreihengräber sollen in einer Länge von mindestens 
2,30 m und einer Breite von 1 m angelegt werden . 2 Maße auf 
alten Grabfeldern werden hiervon nicht berührt .

(3) 1 Der Friedhofsträger kann im Belegungsplan Erdreihen-
grabstätten vorsehen, bei denen er durch zusätzliche Gestal-
tungsvorschriften die Rechte aus § 22 Absatz 1 Nummer 3 aus-
schließt und Vorgaben zur einheitlichen Gestaltung, Instandhal-
tung und Pflege durch den Friedhofsträger und die Art und den 
Umfang der Namensnennung im Bereich der Grabstätten ma-
chen kann (friedhofsgepflegte Erdreihengräber). 2 Die Anlage 
um einen Baum herum ist nicht zulässig .

§ 29
Erdwahlgrabstätten

(1) 1 In Erdwahlgrabstätten (§ 27 Nummer 2) erfolgen Bestat-
tungen in Särgen oder, sofern der Friedhofsträger von der Er-
mächtigung gemäß § 17 Absatz 1 Satz 2 Gebrauch gemacht hat, 
im Leichentuch . 2 Erdwahlgrabstätten können aus mehreren 
Grabstellen bestehen . 3 Je Grabstelle ist die Bestattung von ei-
nem Sarg zulässig . 4 Je Grabstelle dürfen zusätzlich bis zu zwei 
Urnen bestattet werden, soweit eine Störung der Totenruhe be-
reits Bestatteter ausgeschlossen ist . 5 Der Friedhofsträger kann 
die Anzahl der Urnen nach Satz 3 auf eine beschränken . 6 Die 
Lage der Grabstätte wird im Einvernehmen zwischen dem 
Friedhofsträger und der oder dem Nutzungsberechtigten festge-
legt . 7 Die Vergabe von Nutzungsrechten ohne zeitgleiche An-
meldung einer Bestattung (§ 22 Absatz 5) sowie die Verlänge-
rung von Nutzungsrechten nach Maßgabe des § 24 sind zuläs-
sig .

(2) 1 Erdwahlgrabstätten mit einer Grabstelle sollen mindestens 
2,40 m lang und 1,10 m breit sein . 2 Maße auf alten Grabfeldern 
werden hiervon nicht berührt .

(3) Erbbegräbnisse früheren Rechts sind Wahlgrabstätten im 
Sinne der Absätze 1 und 2 .

§ 30
Kindergrabstätten

(1) 1 In Kindergrabstätten (§ 27 Nummer 3) werden Kinder be-
stattet, die vor Vollendung des zwölften Lebensjahres verstor-
ben sind . 2 Die Bestattungen erfolgen in Särgen oder, sofern der 
Friedhofsträger von der Ermächtigung gemäß § 17 Absatz 1 
Satz 2 Gebrauch gemacht hat, im Leichentuch . 3 Für Bestattun-
gen in Urnen bleiben die §§ 31 und 32 unberührt .

(2) 1 Erdreihengrabstätten (§ 27 Nummer 3 Buchstabe a) sollen 
für Kinder, die vor Vollendung des zweiten Lebensjahres ver-
storben sind, mindestens 1,40 m lang und 0,80 m breit sein, für 
ältere Kinder mindestens 2 m lang und 0,90 m breit . 2 Im Übri-
gen gilt § 28 (Erdreihengrabstätten) entsprechend .

(3) 1 Erdwahlgrabstätten mit einer Grabstelle (§ 27 Nummer 3 
Buchstabe b) sollen für Kinder, die vor Vollendung des zweiten 
Lebensjahres verstorben sind, mindestens 1,40 m lang und  
0,90 m breit, für ältere Kinder mindestens 2 m lang und 1 m 
breit sein . 2 Im Übrigen gilt § 29 (Erdwahlgrabstätten) entspre-
chend .

(4) 1 Der Friedhofsträger kann Gemeinschaftsanlagen für Fehl- 
oder Totgeburten (§ 27 Nummer 3 Buchstabe c) einrichten, für 
die nach staatlichem Recht eine Bestattungspflicht nicht be-
steht . 2 § 33 (Gemeinschaftsgrabanlagen und Verbot anonymer 
Bestattungen) gilt entsprechend .

§ 31
Urnenreihengrabstätten

(1) 1 Jede Urnenreihengrabstätte (§ 27 Nummer 4) besteht aus 
einer Grabstelle oder Urnenkammer . 2 In ihr darf nur eine Urne 
beigesetzt werden . 3 Die Grabstätten werden der Reihe nach 
vergeben . 4 Die Vergabe des Nutzungsrechts erfolgt ausschließ-
lich bei Anmeldung einer Bestattung . 5 Die Dauer des Nut-
zungsrechts ist auf die Dauer der Ruhefrist beschränkt . 6 Eine 
Verlängerung des Nutzungsrechts ist ausgeschlossen .

(2) 1 Urnenreihengrabstätten zur unterirdischen Beisetzung (§ 27 
Nummer 4 Buchstabe a) sollen in einer Größe von mindestens 
0,50 m x 0,50 m oder 0,25 m2 angelegt werden . 2 Maße auf alten 
Grabfeldern werden hiervon nicht berührt .

(3) 1 Bei Urnenreihengrabstätten zur oberirdischen Beisetzung 
(§ 27 Nummer 4 Buchstabe b) wird die Urne in eine Urnenkam-
mer eingestellt, die sich in einer vom Friedhofsträger errichte-
ten baulichen Anlage befindet. 2 Die Urnenkammer muss so 
bemessen sein, dass eine Überurne nach Maßgabe des § 17 Ab-
satz 5 Satz 2 Aufnahme finden kann. 3 Der Friedhofsträger kann 
durch zusätzliche Gestaltungsvorschriften festlegen, dass die 
einzelne Urnenkammer durch eine Verschlussplatte zu ver-
schließen ist und Vorgaben zu deren Gestaltung machen .

(4) Der Friedhofsträger kann im Belegungsplan Urnenreihen-
grabstätten nach Absatz 2 vorsehen, bei denen er durch zusätz-
liche Gestaltungsvorschriften (z . B . die Anlage um einen Baum 
herum) die Rechte aus § 22 Absatz 1 Nummer 3 ausschließt und 
Vorgaben zur Gestaltung des zu errichtenden Grabmals, zu Art 
und Umfang der Namensnennung und zur einheitlichen Gestal-
tung der Grabstätten macht .

§ 32
Urnenwahlgrabstätten

(1) 1 Urnenwahlgrabstätten (§ 27 Nummer 5) können aus meh-
reren Grabstellen bestehen . 2 Je Grabstelle ist die Beisetzung 
einer Urne zulässig . 3 Die Lage der Grabstätte wird im Einver-
nehmen zwischen dem Friedhofsträger und der oder dem Nut-
zungsberechtigten festgelegt . 4 Die Vergabe von Nutzungsrech-
ten ohne zeitgleiche Anmeldung einer Bestattung (§ 22 Absatz 5) 
sowie die Verlängerung von Nutzungsrechten nach Maßgabe 
von § 24 sind zulässig .

(2) 1 Urnenwahlgrabstätten zur unterirdischen Beisetzung (§ 27 
Nummer 5 Buchstabe a) mit zwei Grabstellen sollen mindestens 
0,70 x 0,70 m oder 0,50 m2 groß sein . 2 Urnenwahlgrabstätten 
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mit vier Grabstellen sollen mindestens 1 m x 1 m oder 1 m2 groß 
sein . 3 Maße auf alten Grabfeldern werden hiervon nicht berührt .

(3) 1 Bei Urnenwahlgrabstätten zur oberirdischen Beisetzung  
(§ 27 Nummer 5 Buchstabe b) werden Urnenkammern in vom 
Friedhofsträger errichteten baulichen Anlagen zur Nutzung 
überlassen, in die bis zu vier Überurnen in den Maßen gemäß  
§ 17 Absatz 5 Satz 2 eingestellt werden können oder bei denen 
vier zur Aufnahme von je einer solchen Urne geeignete Urnen-
kammern in unmittelbarem räumlichen Zusammenhang liegen . 
2 Der Friedhofsträger kann durch zusätzliche Gestaltungsvor-
schriften festlegen, dass die einzelne Urnenkammer durch eine 
Verschlussplatte zu verschließen ist und Vorgaben zu deren Ge-
staltung machen .

(4) Der Friedhofsträger kann im Belegungsplan Urnenwahl-
grabstätten nach Absatz 2 vorsehen, bei denen er durch zusätz-
liche Gestaltungsvorschriften (z . B . die Anlage um einen Baum 
herum) die Rechte aus § 22 Absatz 1 Nummer 3 ausschließt und 
Vorgaben zur Gestaltung des zu errichtenden Grabmales, zu Art 
und Umfang der Namensnennung und zur einheitlichen Gestal-
tung der Grabstätten macht .

§ 33
Gemeinschaftsgrabanlagen und Verbot 

anonymer Bestattungen

(1) 1 Gemeinschaftsgrabanlagen (§ 27 Nummer 6) sind Anlagen 
zur unterirdischen Beisetzung von Särgen oder Urnen, bei de-
nen die Lage der einzelnen Grabstelle nicht kenntlich gemacht 
wird . 2 In jeder Grabstelle darf nur ein Sarg oder eine Urne bei-
gesetzt werden . 3 Die Vergabe des Nutzungsrechts erfolgt nur 
bei Anmeldung einer Bestattung . 4 § 22 Absatz 1 Nummer 3 
findet keine Anwendung. 5 Die Dauer des Nutzungsrechts ist 
auf die Dauer der Ruhefrist beschränkt . 6 Eine Verlängerung des 
Nutzungsrechts ist ausgeschlossen .

(2) 1 Gemeinschaftsgrabanlagen werden vom Friedhofsträger an-
gelegt, instandgehalten und gepflegt. 2 Blumenschmuck und Krän-
ze dürfen nur an den dafür vorgesehenen Stellen abgelegt werden . 
3 Die Errichtung von individuellen Grabmalen ist unzulässig .  
4 Vor- und Familiennamen der Bestatteten werden vom Friedhofs-
träger auf von ihm zu diesem Zweck errichteten baulichen Anla-
gen zentral öffentlich einsehbar vermerkt . 5 Der Friedhofsträger 
kann durch zusätzliche Gestaltungsvorschriften festlegen, dass 
weitere als die in Satz 4 genannten Daten zu vermerken sind . 6 Die 
Anlage von Gemeinschaftsgrabanlagen zur unterirdischen Beiset-
zung von Särgen um einen Baum herum ist nicht zulässig .

(3) 1 Grabmale und Grabeinfassungen aus Naturstein dürfen in 
Gemeinschaftsanlagen nur verwendet werden, wenn sie nach-
weislich ohne schlimmste Formen von Kinderarbeit im Sinne 
von Art . 3 des Übereinkommens Nr . 182 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 17 . Juni 1999 über das Verbot und un-
verzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten For-
men der Kinderarbeit (BGBl . 2001 II S . 1290, 1291) hergestellt 
worden sind . 2 Herstellung in diesem Sinn umfasst sämtliche 
Bearbeitungsschritte von der Gewinnung des Natursteins bis 
zum Endprodukt . 3 Der Nachweis im Sinne von Satz 1 kann 
erbracht werden durch

1 .  eine lückenlose Dokumentation, wonach die Grabsteine 
oder Grabeinfassungen aus Naturstein ausschließlich in 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union, weiteren Ver-
tragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder der Schweiz hergestellt worden sind, oder

2 .  die schriftliche Erklärung einer Organisation, wonach

a)  die Herstellung ohne schlimmste Formen von Kinder-
arbeit erfolgt ist,

b)  dies durch sachkundige und unabhängige Kontrolleure 
regelmäßig und unangemeldet vor Ort überprüft wird 
und

c)  die ausstellende Organisation weder unmittelbar noch 
mittelbar an der Herstellung oder am Handel mit Natur-
stein beteiligt ist .

4 Ist die Vorlage eines Nachweises nach Satz 3 unzumutbar, ge-
nügt es, dass die oder der Letztveräußernde schriftlich

1 .  zusichert, dass ihr oder ihm keine Anhaltspunkte dafür be-
kannt sind, dass die verwendeten Grabsteine und Grabein-
fassungen aus Naturstein unter schlimmsten Formen von 
Kinderarbeit hergestellt worden sind, und

2 . darlegt, welche wirksamen Maßnahmen ergriffen worden 
sind, um die Verwendung von solchen Grabsteinen und 
Grabeinfassungen zu vermeiden .

5 Eines Nachweises im Sinne von Satz 3 bedarf es nicht, wenn 
die oder der Letztveräußernde glaubhaft macht, dass die Grab-
steine oder Grabeinfassungen aus Naturstein oder deren Roh-
material vor dem 1 . Januar 2021 in das Bundesgebiet eingeführt 
wurden .

(4) Bestattungen ohne Angaben der Namen der Verstorbenen 
(anonyme Bestattungen) an oder auf Grabstätten sowie das Ver-
streuen der Asche von Verstorbenen ist unzulässig .

§ 34
Ehren- und Opfergräber

(1) Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Eh-
rengrabstätten obliegen dem Friedhofsträger .

(2) Der rechtliche Status der Gräber der Opfer von Krieg und 
Gewaltherrschaft sowie die Verpflichtung zu ihrer Erhaltung 
und Pflege und die staatlicherseits zu zahlenden Entschädigun-
gen richten sich nach den Vorgaben des staatlichen Rechts .

Abschnitt 6
Gestaltung der Grabstätten

§ 35
Einfügungsgebot

Jede Grabstätte und jedes Grabmal ist so zu gestalten und so an 
die Umgebung anzupassen, dass der Friedhofszweck sowie die 
Eigenart und Würde des Friedhofs in seinen einzelnen Teilen 
und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird .
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§ 36
Gärtnerische Gestaltung

(1) 1 Eine gärtnerische Gestaltung von Grabstätten durch die 
oder den Nutzungsberechtigten ist nur zulässig, wenn das Nut-
zungsrecht auch die Rechte gemäß § 22 Absatz 1 Nummer 3 
umfasst . 2 Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der 
gärtnerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten obliegt allein 
dem Friedhofsträger . 3 Entstehen dadurch Schäden an Grabstät-
ten, haftet der Friedhofsträger nur bei Vorsatz und grober Fahr-
lässigkeit .

(2) 1 Die mit dem Gestaltungsrecht nach Absatz 1 verbundenen 
Pflichten richten sich nach § 22 Absatz 1 Nummer 3. 2 Der 
Friedhofsträger kann gegen Zahlung eines von ihm festgelegten 
angemessenen Entgeltes die Verpflichtung übernehmen, längs-
tens bis zum Ablauf des Nutzungsrechtes im bestimmten Um-
fang für die Grabpflege zu sorgen (Grabpflegevertrag).

(3) Unzulässig ist es,

1.  die Grabstätte mit Bäumen zu bepflanzen oder mit solchen 
Gewächsen, die andere Grabstätten oder die öffentlichen 
Anlagen des Friedhofs beeinträchtigen können,

2 .  die Grabstätten mit Kunststoff, Eternit, Metall, Porzellan, 
Emaille und ähnlichen Werkstoffen einzufassen,

3 .  die Grabstätten mit Kies, Steinen, Werkstoffen oder wasser-
undurchlässigem Material zu belegen oder abzudecken, so-
fern die Belegung oder Abdeckung nicht als Trittplatte 
dient und dabei höchstens 25 %, zusammen mit liegenden 
Grabmalen höchstens 40 % der Gesamtfläche der Grabstät-
te bedeckt,

4 .  auf den Grabstätten Gegenstände aufzustellen oder anzu-
bringen, die der Würde eines Friedhofs nicht entsprechen .

(4) Der Friedhofsträger kann durch zusätzliche Gestaltungsvor-
schriften (§ 9 Absatz 2) von den Regelungen in Absatz 3 abwei-
chende Bestimmungen treffen .

§ 37
Vernachlässigung, Ersatzvornahme

(1) 1 Der Friedhofsträger kann von der oder dem Nutzungsbe-
rechtigten durch schriftlichen Bescheid die Beseitigung eines 
den Vorschriften gemäß § 22 Absatz 1 Nummer 3, § 36 Absatz 3 
und 4 widersprechenden Zustandes innerhalb einer angemesse-
nen Frist verlangen und zugleich die Vornahme der Maßnah-
men durch sich oder von ihm beauftragte Dritte auf Kosten der 
oder des Nutzungsberechtigten androhen . 2 Ist die oder der Nut-
zungsberechtigte ihrer oder seiner Verpflichtung aus § 22 Ab-
satz 6 nicht nachgekommen und auch sonst nicht ohne besonde-
ren Aufwand zu ermitteln, genügt eine Bekanntmachung durch 
Aushang an den Friedhofseingängen oder in räumlicher Nähe 
dazu und ein Hinweis auf der betroffenen Grabstätte jeweils für 
die Dauer von drei Monaten .

(2) 1 Kommt die oder der Nutzungsberechtigte der Aufforde-
rung innerhalb der gesetzten Frist oder bis zum Ablauf der Be-
kanntmachungsfrist nicht nach, kann der Friedhofsträger die 
verlangten Maßnahmen auf Kosten der oder des Nutzungsbe-
rechtigten selbst durchführen oder durch Dritte durchführen 
lassen, sofern er dies im Bescheid oder in der Bekanntmachung 

nach Absatz 1 angedroht hat . 2 Bei Verstößen gegen die Ver-
pflichtungen gemäß § 22 Absatz 1 Nummer 3 oder § 36 Absatz 3 
Nummern 1 bis 3 kann der Friedhofsträger im FaIle der Nicht-
abhilfe durch die Nutzungsberechtigte oder den Nutzungsbe-
rechtigten die Grabstätte auch einebnen, soweit auf diese 
Rechtsfolge in dem schriftlichen Bescheid oder der Bekannt-
machung nach Absatz 1 hingewiesen worden ist .

(3) 1 Gegenstände, die nach den Regelungen des § 36 Absatz 3 
Nummern 2 bis 4 oder den vom Friedhofsträger erlassenen zu-
sätzlichen Gestaltungsvorschriften unzulässig sind, können 
nach Ablauf der Fristen des Absatzes 1 vom Friedhofsträger 
entfernt werden . 2 Bei allgemeinen oder zusätzlichen Gestal-
tungsvorschriften widersprechenden Kleingegenständen wie 
Figuren, Spielzeug, Bildern, Kunststoffblumen oder derglei-
chen ist die Entfernung ohne vorherige schriftliche Aufforde-
rung zulässig . 3 Der Friedhofsträger muss die entfernten Gegen-
stände längstens zwei Monate zur Abholung bereithalten .

§ 38
Grabmale, Verbot von in Kinderarbeit 

hergestellten Grabmalen

(1) 1 Grabmale sind stehende oder liegende Grabsteine, Stelen, 
Denkzeichen und sonstige bauliche Anlagen . 2 Sie müssen eine 
den Größenverhältnissen der Grabstätte angemessene Größe 
und Form haben . 3 lhre Gestaltung und Inschrift darf dem 
christlichen Glauben nicht widersprechen . 

(2) 1 Grabmale sollen nachweislich ohne Kinderarbeit herge-
stellt worden sein . 2 § 33 Absatz 3 Sätze 3 bis 5 gelten entspre-
chend .

(3) 1 Soweit das Nutzungsrecht die Pflicht zur Errichtung eines 
Grabmales umfasst, soll auf jeder Grabstätte im Regelfall nur 
ein Grabmal aufgestellt werden . 2 Bei Grabstätten mit mehreren 
Grabstellen kann auf jeder Grabstelle ein Grabmal errichtet 
werden, wenn dadurch die Einheitlichkeit der Grabstätte nicht 
gestört wird . 

(4) Vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nutzungszeit dürfen 
Grabmale nur mit schriftlicher Erlaubnis des Friedhofsträgers 
entfernt werden .

(5) Der Friedhofsträger kann durch zusätzliche Gestaltungsvor-
schriften Vorgaben zu Größe, Art, Material, Farbe, Bearbeitung 
und Beschriftung (einschließlich Art und Umfang der Namens-
nennung) der Grabmale und ihrer Anpassung an die Umgebung 
machen .

§ 39
Grabstätteninventar

(1) 1 Grabstätteninventar sind Laternen und Vasen mit Sockel, 
Pflanzenschalen von mehr als 35 cm Durchmesser und ver-
gleichbare Gegenstände sowie Einfassungen . 2 Es muss eine 
den Größenverhältnissen der Grabstätte angemessene Größe 
und Form haben und darf in seiner Gestaltung dem christlichen 
Glauben nicht widersprechen . 

(2) Durch zusätzliche Gestaltungsvorschriften (§ 9 Absatz 2) 
kann der Friedhofsträger 
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1 .  bei Erdwahlgrabstätten Hocker, Bänke und andere Sitzge-
legenheiten als Grabstätteninventar zulassen,

2 .  Grabstätteninventar für unzulässig erklären, bzw . Vorgaben 
zu seiner Gestaltung machen . 

§ 40
Errichtung und Standsicherheit

(1) 1 Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen und 
Grabstätteninventar bedarf einer vorherigen Zustimmung durch 
den Friedhofsträger . 2 Die Zustimmung bedarf eines schriftli-
chen Antrages der oder des Nutzungsberechtigten . 3 Der Antrag 
muss rechtzeitig vor der Vergabe des Auftrages gestellt werden 
sowie eine maßstäbliche Zeichnung und Angaben über Art, Be-
arbeitung und Farbe des Werkstoffs, Wortlaut, Art, Farbe und 
Anordnung der Inschrift sowie der Ornamente und Symbole 
sowie zur Fundamentierung enthalten . 4 Über den Antrag ent-
scheidet der Friedhofsträger spätestens innerhalb von vier Wo-
chen nach Vorlage aller Unterlagen durch schriftlichen Be-
scheid, der mit Auflagen versehen werden kann. 5 Nach Ablauf 
der Frist gilt die Genehmigung ohne Auflagen als erteilt.

(2) Die Genehmigung erlischt, wenn das Grabmal oder das 
Grabstätteninventar nicht innerhalb einer Frist von 6 Monaten 
nach Erteilung der Genehmigung errichtet worden ist .

(3) Werden bis zur Errichtung der endgültigen Grabmale provi-
sorische Grabmale errichtet, so sind diese nicht zustimmungs-
pflichtig.

(4) 1 Ist ein Grabmal oder Grabstätteninventar ohne oder abwei-
chend von der Zustimmung errichtet oder verändert worden, 
kann der Friedhofsträger von der oder dem Nutzungsberechtig-
ten durch schriftlichen Bescheid die Herstellung eines der Zu-
stimmung entsprechenden Zustandes oder die Entfernung des 
Grabmals oder Grabstätteninventars innerhalb einer angemes-
senen Frist verlangen . 2 § 37 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend . 
3 Wird dem Verlangen innerhalb der gesetzten Frist oder bis 
zum Ablauf der Bekanntmachungsfrist nicht nachgekommen, 
kann der Friedhofsträger das Grabmal oder Grabstätteninventar 
auf Kosten der oder des Nutzungsberechtigten entfernen oder 
entfernen lassen, sofern er in dem nach Satz 1 zu erlassenden 
Bescheid oder der Bekanntmachung nach Satz 2 auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat . 4 Der Friedhofsträger muss das 
entfernte Grabmal oder Grabstätteninventar längstens drei Mo-
nate zur Abholung bereithalten .

(5) 1 Die Grabmale und - sofern erforderlich - das Grabstät-
teninventar sind ihrer Größe entsprechend nach den allgemein 
anerkannten Regeln des Handwerks zu fundamentieren und so 
zu befestigen, dass sie dauerhaft standsicher sind und auch 
beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich 
senken können . 2 Als allgemein anerkannte Regeln des Hand-
werks gilt die Technische Anleitung zur Standsicherheit von 
Grabmalanlagen (TA Grabmal) in der jeweils geltenden Fas-
sung .

(6) 1 Die Grabmale und das Grabstätteninventar sind durch die 
Nutzungsberechtigte oder den Nutzungsberechtigten dauerhaft 
im verkehrssicheren und den Vorgaben von § 35 entsprechen-
den Zustand zu halten . 2 Kommt die oder der Nutzungsberech-

tigte der Verpflichtung nicht nach, kann der Friedhofsträger 
durch schriftlichen Bescheid die Herstellung eines verkehrs-
sicheren und den Vorgaben dieses Kirchengesetzes entsprechen-
den Zustandes innerhalb einer angemessenen Frist verlangen .  
3 Geht von dem Grabmal oder Grabstätteninventar eine unmit-
telbare Gefährdung aus, kann der Friedhofsträger ohne vorheri-
gen schriftlichen Bescheid das Grabmal oder Grabstätteninven-
tar umlegen oder andere geeignete Maßnahmen ergreifen . 4 Die 
oder der Nutzungsberechtigte können daran anschließend durch 
schriftlichen Bescheid aufgefordert werden, einen verkehrs-
sicheren und rechtmäßigen Zustand innerhalb einer angemesse-
nen Frist wiederherzustellen . 5 § 37 Absatz 1 Satz 2 gilt in den 
Fällen des Satzes 2 und 4 entsprechend . 6 Kommt die oder der 
Nutzungsberechtigte in den Fällen des Satzes 2 und 4 der Auf-
forderung innerhalb der gesetzten Frist oder bis zum Ablauf der 
Bekanntmachungsfrist nicht nach, kann der Friedhofsträger das 
Grabmal oder Grabstätteninventar auf Kosten der oder des Ver-
pflichteten entfernen, sofern er in dem Bescheid oder der Be-
kanntmachung auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat . 7 Der 
Friedhofsträger muss die entfernten Gegenstände längstens drei 
Monate zur Abholung bereitstellen .

(7) 1 Die Standfestigkeit der Grabmale wird mindestens einmal 
jährlich im Auftrag des Friedhofsträgers durch eine Druckprobe 
überprüft . 2 Die Überprüfung ist in der Regel nach der Frost-
periode durchzuführen . 3 Der Zeitpunkt der jährlichen Überprü-
fung der Standsicherheit der Grabmale soll öffentlich durch 
Aushang bekannt gemacht werden . 4 Datum und Ergebnis der 
Überprüfungen sind schriftlich festzuhalten .

§ 41
Grabgewölbe

(1) 1 Grabgewölbe und Mausoleen dürfen nicht gebaut werden . 
2 Sofern an vorhandenen Anlagen Nutzungsrechte bestehen, 
sind die Grabgewölbe und Mausoleen durch die Nutzungsbe-
rechtigten in einem baulich sicheren und den gesetzlichen Be-
stimmungen entsprechenden Zustand zu erhalten . 3 In ihnen 
dürfen Urnen und mit Zustimmung der zuständigen staatlichen 
Behörde auch Särge bestattet werden . 4 Die für Erdwahlgrab-
stätten maßgebenden Regelungen gelten entsprechend .

(2) Die Verleihung neuer Nutzungsrechte an vorhandenen Mau-
soleen und Grabgewölben soll nur erfolgen, wenn durch beglei-
tende vertragliche Regelungen sichergestellt wird, dass die oder 
der Nutzungsberechtigte die bauliche Unterhaltung gewähr-
leistet .

Abschnitt 7
Haushalt und Gebühren

§ 42
Haushalt

(1) 1 Der Friedhofsträger weist die Einnahmen und Ausgaben 
des Friedhofs in seinem Haushalt gesondert aus oder stellt für 
den Friedhof einen gesonderten Haushalt oder Wirtschaftsplan 
auf (Friedhofshaushalt) . 2 Mehrere Friedhöfe eines Trägers 
können in einem Haushalt nach Satz 1 zusammengefasst wer-
den .
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(2) 1 Der Finanzbedarf des Friedhofs ist grundsätzlich durch ei-
gene Einnahmen zu decken; allgemeine Kirchensteuermittel 
oder sonstiges Vermögen des Friedhofsträgers dürfen nur in 
Form eines inneren Darlehens für die Einrichtung und Unterhal-
tung eines Friedhofs in Anspruch genommen werden . 2 Satz 1 
gilt bei Friedhöfen, die nicht Monopolfriedhöfe sind, nicht für 
diejenigen Kosten auf dem Friedhof, die nicht auf Nutzungsbe-
rechtigte umgelegt werden können; dazu gehören insbesondere 
Aufwendungen für: 

1.  Denkmalschutz und -pflege, soweit die Anlagen dem Fried-
hof vermögensrechtlich zugeordnet sind, 

2 .  Ehren- und Opfergräber (§ 34), 
3.  Überhangflächen.

3 Ausnahmen von Satz 1 bedürfen der Genehmigung der kirch-
lichen Aufsichtsbehörde .

(3) Grabpflegevorauszahlungen sind getrennt vom sonstigen 
Friedhofsvermögen als Sondervermögen zu verwalten und im 
Friedhofshaushalt einzeln nachzuweisen .

§ 43
Gebühren

(1) 1 Für die Benutzung des Friedhofs und seiner Einrichtungen 
und alle damit im Zusammenhang stehenden Leistungen wer-
den Gebühren erhoben . 2 Zur Erhebung der Gebühren erlässt 
der Friedhofsträger Bescheide .

(2) 1 Die Höhe der Friedhofsgebühren ist auf der Grundlage ei-
ner Kalkulation zu ermitteln . 2 Die Gebühren sollen dabei so 
bemessen werden, dass

1 .  zwischen der Höhe der Gebühr einerseits und der Bedeu-
tung, dem wirtschaftlichen Wert oder dem sonstigen Nut-
zen der Leistung des Friedhofsträgers andererseits ein an-
gemessenes Verhältnis besteht (Äquivalenzprinzip),

2 .  die mit der Leistung verbundenen Kosten des Friedhofsträ-
gers gedeckt werden (Kostendeckungsprinzip),

3 .  der voraussichtliche Aufwand nicht überschritten wird 
(Kostenüberschreitungsverbot) und

4 .  die Kosten in einem mehrjährigen Zeitraum berücksichtigt 
werden, der jedoch höchstens drei Jahre umfassen soll (Pe-
riodizität) .

3 Die Gebühr ist nach der Inanspruchnahme des Friedhofs 
(Wirklichkeitsmaßstab) oder, wenn dies schwierig oder wirt-
schaftlich nicht vertretbar ist, nach einem Wahrscheinlichkeits-
maßstab unter Beachtung des Äquivalenzprinzips gemäß Satz 2 
Nummer 1 zu ermitteln .

(3) Die Höhe der Gebühren ist alle drei Jahre zu überprüfen und 
unter Beachtung der Maßgaben des Absatzes 2 den geänderten 
Kosten anzupassen . Weichen am Ende eines Kalkulationszeit-
raumes die tatsächlichen Kosten von den kalkulierten ab, so 
sind Kostenüberdeckungen innerhalb der nächsten drei Jahre 
auszugleichen, Kostenunterdeckungen sollen innerhalb dieser 
drei Jahre ausgeglichen werden .

(4) Erreichen die Friedhofsgebühren in Folge des Kosten-
deckungsprinzips nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 eine unver-

tretbare, den Nutzungsberechtigten unzumutbare Höhe, sind 
bei der zuständigen Kommunalgemeinde Zuschüsse oder die 
Übernahme der Trägerschaft zu beantragen .

(5) 1 Kosten im Sinne der Absätze 2 und 3 sind die nach be-
triebswirtschaftlichen Grundsätzen ansatzfähigen Kosten ein-
schließlich der anteilig auf die Leistungen entfallenden Lei-
tungs- und sonstigen Gemeinkosten, der Abschreibungen, 
rechtlich gebotener Rückstellungen und Substanzerhaltungs-
rücklagen, sowie einer angemessenen Verzinsung des aufge-
wandten Kapitals nach Maßgabe der kirchenrechtlichen Be-
stimmungen . 2 Sofern die Wertermittlung schwierig oder wirt-
schaftlich nicht vertretbar ist, können Abschreibungen und 
Verzinsungen auf der Grundlage pauschalisierter Bewertungen 
unter Berücksichtigung unterschiedlicher Ausstattungsstan-
dards der Friedhöfe ermittelt werden .

§ 44
Gebührensatzung

(1) 1 Die Gebühren werden auf der Grundlage einer nach den 
Maßgaben von § 43 vom Friedhofsträger erlassenen Friedhofs-
gebührensatzung erhoben . 2 Die Gebührensatzung ist nach 
Maßgabe des § 52 öffentlich bekannt zu machen .

(2) Die Gebührensatzung bedarf unbeschadet staatlicher Ge-
nehmigungsvorbehalte der Genehmigung der kirchlichen Auf-
sichtsbehörde .

§ 45
Gebührenschuldner

(1) Schuldner der Friedhofsgebühren ist

1 .  wer den Friedhof benutzt,
2 .  wer die Benutzung oder Leistung des Friedhofs selbst oder 

durch Dritte, deren Handeln ihm zuzurechnen ist, veranlasst,
3 .  wem die Benutzung oder Leistung des Friedhofs mittelbar 

oder unmittelbar zugutekommt,
4 .  wer die besondere Tätigkeit des Friedhofsträgers selbst 

oder durch Dritte, deren Handeln ihm zuzurechnen ist, ver-
anlasst .

(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner .

§ 46
Entstehung der Gebührenpflicht 

und -fälligkeit

(1) Die Friedhofsgebühren entstehen

1 .  mit der Anmeldung einer Bestattung oder
2 .  mit jedem anderen Beginn der Benutzung oder der Leistung 

des Friedhofs oder seiner Einrichtungen oder
3 .  mit Eingang eines Antrages auf Tätigwerden des Friedhofs-

trägers .

(2) Die Festsetzung der Gebühren erfolgt durch schriftlichen 
Gebührenbescheid .

(3) 1 Die Gebühren sind mit ihrer Entstehung zur Zahlung fäl-
lig, nicht jedoch vor Bekanntgabe des Gebührenbescheides 
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nach Absatz 2 . 2 In dem Gebührenbescheid kann eine abwei-
chende Fälligkeitsbestimmung getroffen werden .

(4) Widerspruch und Klage gegen einen Gebührenbescheid ha-
ben keine aufschiebende Wirkung .

(5) Der Friedhofsträger kann die weitere Benutzung des Fried-
hofs oder Inanspruchnahme seiner Leistungen oder der Tätig-
keit des Friedhofsträgers von der Zahlung noch ausstehender 
Gebühren oder der Leistung einer anderweitigen Sicherheit ab-
hängig machen, soweit dem ein besonderes öffentliches lnteres-
se oder schutzwürdige Belange Dritter nicht entgegenstehen .

(6) 1 Ausstehende Gebühren werden nach Maßgabe der landes-
rechtlichen Bestimmungen im Verwaltungsvollstreckungsverfah-
ren beigetrieben . 2 Die landesrechtlichen Vorschriften über die Er-
hebung von Mahngebühren im Verwaltungsvollstreckungsverfah-
ren und Säumniszuschlägen finden entsprechende Anwendung.

§ 47
Verjährung

(1) 1 Die Gebührenfestsetzung ist nicht mehr zulässig, wenn seit 
der Entstehung der Gebühr vier Jahre vergangen sind . 2 Die 
Festsetzungsfrist beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem die Gebühr entstanden ist .

(2) 1 Festgesetzte Gebühren verjähren nach fünf Jahren . 2 Die 
Verjährung beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
Gebühr fällig geworden ist .

§ 48
Erlass, Stundung, Niederschlagung

(1) Der Friedhofsträger kann Gebühren 

1 .  auf Antrag ganz oder teilweise erlassen, soweit ihre Einzie-
hung nach Lage des einzelnen Falles für die Gebühren-
schuldnerin oder den Gebührenschuldner eine besondere 
Härte bedeuten würde,

2 .  auf Antrag stunden, wenn die sofortige Einziehung bei Fäl-
ligkeit mit erheblichen Härten für die Gebührenschuldnerin 
oder den Gebührenschuldner verbunden ist und der An-
spruch durch die Stundung nicht gefährdet wird,

3 .  niederschlagen, wenn feststeht, dass die Einziehung keinen 
Erfolg haben wird oder wenn die Kosten der Einziehung 
außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen .

(2) 1 Im Falle der Stundung gemäß Absatz 1 Nummer 2 werden 
Zinsen in Höhe von 0,5 % des jeweils gestundeten Betrages für 
jeden Monat erhoben, wobei nur volle Monate Berücksichti-
gung finden. 2 Die Zinsfestsetzung erfolgt durch schriftlichen 
Bescheid und kann mit der Stundung verbunden werden . 3 So-
weit nichts anderes bestimmt wird, sind die festgesetzten Zin-
sen mit der letzten Rate zur Zahlung fällig . 4 Zinsen unter zehn 
Euro werden nicht erhoben .

(3) Auf die Mahngebühren und Säumniszuschläge nach § 46 
Absatz 6 Satz 2 sowie die Zinsen nach Absatz 2 kann ganz oder 
teilweise verzichtet werden, wenn ihre Erhebung nach Lage des 

einzelnen Falles unbillig wäre oder der Verzicht aus kirchlichen 
Erwägungen geboten erscheint .

§ 49
Entgelte

(1) Für gewerbliche Leistungen des Friedhofsträgers, insbeson-
dere Grabpflege, werden gesonderte Entgelte erhoben.

(2) 1 Der Anspruch des Friedhofsträgers auf Zahlung eines Ent-
geltes entsteht mit Erteilung des Auftrages auf Erbringung einer 
entgeltpflichtigen Leistung oder deren Inanspruchnahme. 2 Das 
Entgelt ist mit Empfang einer Rechnung oder einem abwei-
chend bestimmten Zeitpunkt zur Zahlung fällig . 3 Vor Zah-
lungseingang ist der Friedhofsträger zur Leistungserbringung 
nicht verpflichtet.

(3) § 48 (Erlass, Stundung, Niederschlagung) gilt entsprechend .

Abschnitt 8
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 50
Haftung

(1) 1 Die oder der Nutzungsberechtigte haftet für alle Schäden, 
die durch die in ihrem oder seinem Auftrag errichteten Grabma-
le, das Grabstätteninventar oder -einfassungen entstehen . 2 Dies 
gilt nicht, wenn die oder der Nutzungsberechtigte nachweisen 
kann, dass zur Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforder-
liche Sorgfalt beachtet worden ist .

(2) 1 Der Friedhofsträger haftet nicht für Schäden, die durch 
rechtswidrige Benutzung des Friedhofs oder seiner Einrichtun-
gen, durch Diebstahl, höhere Gewalt, Vandalismus, durch Drit-
te oder durch Tiere entstehen . 2 Dies gilt auch für den Verlust 
von Gegenständen, die der oder dem Verstorbenen belassen 
worden sind . 3 Eine Haftung des Friedhofsträgers für Schäden 
an von ihm nach den Vorschriften dieses Gesetzes von den 
Grabstätten entfernten Gegenständen ist ausgeschlossen . 4 Zu 
besonderen Obhuts- oder Überwachungspflichten für die Grab-
stätten ist er nicht verpflichtet. 5 Seine Verkehrssicherungs-
pflichten bleiben unberührt.

§ 51
Regelungsermächtigungen

(1) Das Landeskirchenamt wird ermächtigt, verbindliche Mus-
ter für

1 .  Verträge zur Übertragung der Friedhofsträgerschaft (§ 2 
Absatz 3),

2 .  die Erstellung von Friedhofs- und Belegungsplänen (§ 8),
3 .  den Erlass zusätzlicher Gestaltungsvorschriften (§ 9 Absatz 2),
4 .  Anerkennungserklärungen (§ 16 Absatz 3),
5 .  Friedhofsgebührensatzungen (§ 44),
6 .  die Kalkulation von Friedhofsgebühren (§ 43 Absatz 2 bis 5),

zu erlassen .
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(2) Das Leitungsorgan des Friedhofsträgers

1 .  muss

a) einen Friedhofs- und Belegungsplan nach § 8 erlassen 
und führen,

b)  die Öffnungszeiten des Friedhofs gemäß § 13 Absatz 1 
festlegen,

c)  die Tage und Zeiten festlegen, zu denen Bestattungen 
auf dem Friedhof durchgeführt werden (§ 16 Absatz 2),

d)  eine Friedhofsgebührensatzung erlassen (§ 44),

2 .  kann

a)  den Kreis der bestattungsberechtigten Personen erwei-
tern oder beschränken (§ 3 Absatz 3),

b)  zusätzliche Gestaltungsvorschriften gemäß § 9 Absatz 2 
erlassen .

c)  die Zeiten festlegen, innerhalb derer gewerbliche Tätig-
keiten durchgeführt werden dürfen (§ 15 Absatz 5 Satz 4),

d)  die zur Befahrung freigegebenen Wege und das zulässi-
ge Gesamtgewicht der für die Befahrung zugelassenen 
Fahrzeuge festlegen (§ 15 Absatz 5 Satz 9),

e)  sich gewerbliche Tätigkeiten selbst vorbehalten (§ 15 
Absatz 7),

f)  einen Zeitpunkt vor dem Bestattungstermin festlegen, 
bis zu dem die für eine Bestattung erforderlichen Unter-
lagen beigebracht werden müssen (§ 16 Absatz 1 Satz 3),

g)  im Gesamtplan Abteilungen für Bestattungen im Lei-
chentuch (§ 17 Absatz 1 Satz 2) ausweisen,

h)  das Glockenläuten bei nichtkirchlichen Bestattungen 
als Totengeläut zulassen (§ 19 Absatz 3 Satz 8),

i)  nichtkirchliche Bestattungsfeiern in Kirchen zulassen 
(§ 19 Absatz 5),

j)  in der Friedhofsgebührensatzung abweichende Ruhe-
fristen festlegen (§ 21 Absatz 3 Satz 2 in Verbindung 
mit § 44),

k)  die Nutzungsberechtigten zur Entfernung von Grabma-
len, Grabstätteninventar und sonstigen Gegenständen 
nach Erlöschen des Nutzungsrechts verpflichten (§ 25 
Absatz 6),

l)  die Höchstzahl der in einer Erdwahlgrabstelle zu be-
stattenden Urnen auf eine begrenzen (§ 29 Absatz 1 
Satz 5) .

§ 52
Öffentliche Bekanntmachung

1 Soweit hinsichtlich der öffentlichen Bekanntmachung auf die-
se Vorschrift verwiesen wird, sind die Beschlüsse und Regelun-
gen durch Veröffentlichung

1 .  ihres vollständigen Wortlauts oder
2 .  wenn landesrechtliche oder kommunale Bestimmungen 

nicht entgegenstehen eines Hinweises auf ihren Gegen-
stand und Ort und Dauer des Aushangs ihres vollständigen 
Wortlauts 

in einem amtlichen Verkündungsblatt im Einzugsbereich des 
Friedhofs öffentlich bekannt zu machen . 

2 Zusätzlich werden sie durch Aushang und Kanzelabkündi-
gung bekannt gemacht .

§ 53
Alte Rechte, Übergangsregelungen

(1) 1 Die beim Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes bestehen-
den sowie die unter der Maßgabe von § 56 Absatz 2 Nummer 4 
Satz 2 noch zu vergebenden Nutzungs- und Gestaltungsrechte 
richten sich bis zu deren Ablauf nach den bisher geltenden Vor-
schriften . 2 § 24 Absatz 3 Satz 2 bleibt unberührt .

(2) 1 Sofern zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Kirchenge-
setzes noch Nutzungsrechte früheren Rechts von unbegrenzter 
oder unbestimmter Dauer bestehen, erlöschen diese zehn Jahre 
nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes, frühestens jedoch 
ein Jahr nach Ablauf der Ruhefrist des zuletzt Beigesetzten .  
2 Das Nutzungsrecht kann nach den für Wahlgrabstätten gelten-
den Regelungen (§ 24) verlängert werden .

(3) Zulassungen für gewerblich Tätige, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Kirchengesetzes bereits erteilt wurden, 
richten sich nach den zum Zeitpunkt der Zulassung geltenden 
Vorschriften .

§ 54
Verwaltungsverfahren

Für das Verwaltungsverfahren nach diesem Gesetz findet das 
Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland Anwendung .

§ 55
Ombudsverfahren

1 Zur Wahrung des geschwisterlichen Miteinanders und der Be-
rücksichtigung der besonderen Verhältnisse auf einem kirchli-
chen Friedhof als Ort der Verkündigung und letzte Ruhestätte 
der Toten kann durch Beschluss des Kollegiums des Landeskir-
chenamtes ein Ombudsverfahren eingerichtet werden . 2 Im Be-
schluss müssen die Rechte und Pflichten der Ombudsperson, 
die Ausgestaltung des Ombudsverfahrens und die Bestellung 
einer Ombudsperson festgelegt werden .

§ 56
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1 . Januar 2021 in Kraft .

(2) 1 Gleichzeitig treten außer Kraft:

1 .  § 24 Satz 2 Kirchengesetz über Grundstücke in der Evange-
lischen Kirche in Mitteldeutschland (Grundstücksgesetz - 
GrdstG) vom 20 . November 2010 (ABl . S . 316),

2 .  § 24 Durchführungsbestimmungen zum Kirchengesetz 
über Grundstücke in der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland (DBGrdstG) vom 09 . Dezember 2011 (ABl . 
2012 S . 26),

3 .  die Verordnung über die kirchlichen Friedhöfe in der Evan-
gelischen Kirche in Mitteldeutschland (Friedhofsverord-
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nung - FriedhV) vom 20 . August 2010 (ABl . S . 247), geän-
dert durch Verordnung vom 26 . April 2013 (ABl . S . 198) 
mit allen Anlagen,

4.  die Friedhofssatzungen bzw. Grabmal- und Bepflanzungs-
ordnungen der evangelischen Friedhofsträger, soweit nach-
folgend nichts anderes bestimmt ist . 2 Treffen die Fried-
hofssatzungen bzw. Grabmal- und Bepflanzungsordnungen 
von den Bestimmungen dieses Kirchengesetzes abweichen-
de Regelungen, bleiben diese bis zum 31 . Dezember 2023 
anwendbar und gehen den Regelungen dieses Kirchenge-
setzes vor . 3 Satz 2 gilt entsprechend für Gebührenordnun-
gen, die nicht den Anforderungen des §§ 43 und 44 entspre-
chen .

(3) Das Landeskirchenamt wird bevollmächtigt für die evange-
lischen Friedhofsträger auf dem Gebiet des Freistaats Thürin-
gen, gegenüber der zuständigen staatlichen Rechtsaufsichtsbe-
hörde gemäß § 33 Absatz 2 Satz 1 Thüringer Bestattungsgesetz 
dieses Kirchengesetz zur Genehmigung einzureichen .

Erfurt, den 20 . November 2020 
(7302-01)

Die Landessynode
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

 Friedrich Kramer Dieter Lomberg 
 Landesbischof Präses

Regionale Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim

Satzung über die Aufwandsentschädigung für die 
Teilnahme an Sitzungen der Organe und Ausschüsse 

der Regionalen Planungsgemeinschaft 
Uckermark-Barnim 

(Entschädigungssatzung)

Vom 25 . Februar 2021

Auf der Grundlage des § 4 Absatz 4 des Gesetzes zur Regional-
planung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung 
(RegBkPlG) vom 8 . Februar 2012 (GVBl . I Nr . 13), zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz vom 30 . April 2019 (GVBl . I Nr . 11), 
und § 12 Absatz 2 des Gesetzes über kommunale Gemeinschafts-
arbeit im Land Brandenburg (GKGBbg) vom 10 . Juli 2014 
(GVBl . I Nr . 32) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 19 . Juni 2019 (GVBl . I Nr . 38), in Verbindung mit den §§ 3 
und 30 Absatz 4 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg (BbgKVerf) vom 18 . Dezember 2007 (GVBl . I Nr . 19), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18 . Dezember 
2020 (GVBl . I Nr . 38), in Verbindung mit der Verordnung über 
die Aufwandsentschädigungen für ehrenamtliche Mitglieder 
kommunaler Vertretungen und Ausschüsse, für sachkundige Ein-
wohnerinnen und Einwohner sowie über den Ersatz des Ver-
dienstausfalls (Kommunalaufwandsentschädigungsverordnung - 
KomAEV) vom 31 . Mai 2019 (GVBl . II Nr . 40), zuletzt geändert 

durch Verordnung vom 8 . Juli 2019 (GVBl . II Nr . 47), hat die 
Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft 
Uckermark-Barnim am 25 . Februar 2021 folgende Satzung  
beschlossen:

§ 1
Anspruchsberechtigte

Anspruch auf Entschädigung nach dieser Satzung haben ehren-
amtlich tätige Mitglieder der Regionalversammlung und deren 
Stellvertreterinnen/Stellvertreter, sofern diese nicht Hauptver-
waltungsbeamtinnen/Hauptverwaltungsbeamte sind oder an-
derweitig Anspruch auf Erstattung des entstandenen Aufwan-
des haben .

§ 2
Arten der Entschädigung

Gewährt werden

a) Sitzungsgeld, 
b) Fahrtkostenerstattung sowie
c) Verdienstausfallersatz . 

§ 3
Zahlungsbestimmungen

(1) Nach Maßgabe der §§ 4, 5 und 6 dieser Satzung wird auf 
Antrag eine Entschädigung gewährt für  

- die Teilnahme an Sitzungen der Regionalversammlung der 
Regionalen Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim, 

- die Teilnahme an Sitzungen des Regionalvorstandes der Re-
gionalen Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim sowie 

- die Teilnahme an Sitzungen der Ausschüsse entsprechend 
der Hauptsatzung der Planungsgemeinschaft Uckermark-
Barnim in der jeweils gültigen Fassung . 

(2) Die Entschädigung gemäß den Entschädigungsarten nach  
§ 2 dieser Satzung ist auf dem von der Regionalen Planungs-
stelle der Regionalen Planungsgemeinschaft Uckermark-Bar-
nim zur Verfügung gestellten Formular zu beantragen und von 
dieser aus den von der Landesplanungsbehörde zugewiesenen 
Haushaltsmitteln zu erstatten . Die Entschädigung wird spätes-
tens 30 Kalendertage nach Antragstellung auf das von den  
Anspruchsberechtigten angegebene Konto gezahlt .

(3) Der Anspruch auf Entschädigung erlischt, wenn diese nicht 
innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach dem 
jeweiligen Kalendertag der Sitzung durch die Anspruchsbe-
rechtigten beantragt wird .

§ 4
Sitzungsgeld

Bei einer Abwesenheit der Anspruchsberechtigten vom ihrem 
Wohn- beziehungsweise Dienstort von mehr als acht Stunden 
zum Zweck der Teilnahme an Sitzungen nach § 3 Absatz 1 die-
ser Satzung wird auf Antrag ein Sitzungsgeld in Höhe von 
14,00 EUR gewährt . 
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Bei Teilnahme an mehr als einer Sitzung an demselben Tag ist 
die Gesamtdauer der Abwesenheit vom Wohn- beziehungsweise 
Dienstort an dem jeweiligen Kalendertag maßgebend . 

§ 5
Fahrtkostenerstattung

(1) Den Anspruchsberechtigten werden die Fahrtkosten, die ih-
nen durch Fahrten zum Sitzungsort (vom Wohn- beziehungs-
weise Dienstort und zurück) entstehen, auf Antrag erstattet, 
wenn die Grenzen des Wohn- beziehungsweise Dienstortes 
überschritten werden . Die Erstattung erfolgt in Anwendung des 
Bundesreisekostengesetzes in der jeweils gültigen Fassung .

(2) Bei Benutzung eines Kraftfahrzeuges wird eine Wegstrecken-
entschädigung gemäß § 5 Absatz 2 des Bundesreisekosten-
gesetzes in der jeweils gültigen Fassung gewährt . 

Die Anzahl der zurückgelegten Kilometer vom Wohn- oder 
Dienstort zum Ort der Sitzung und zurück sind im Antrag  
anzugeben . Als maßgebliche Strecke ist im Regelfall nur die 
kürzeste Straßenverbindung anzusehen . Längere Strecken kön-
nen berücksichtigt werden, wenn sie insbesondere auf Grund 
der Verkehrsverhältnisse (beispielsweise Stau, Straßenbaumaß-
nahmen, Umfahren verkehrsberuhigter Zonen, offensichtlich 
verkehrsgünstiger) oder aus Gründen der Zeitersparnis benutzt 
wurden, wenn hierdurch eine - im Verhältnis zur kürzesten 
Strecke - erhebliche Zeitersparnis erzielt wird . Die Gründe sind 
auf dem Antrag anzugeben .

§ 6
Verdienstausfall

(1) Die Anspruchsberechtigten werden auf Antrag für ihren 
Verdienstausfall entschädigt, sofern deren Arbeitgeber keine 
bezahlte Freistellung für die Tätigkeit gemäß § 3 Absatz 1  
dieser Satzung gewährt . Die Entschädigung wird nach der ver-
säumten Arbeitszeit berechnet . Der Ersatz des Verdienstausfalls 
ist auf 35 Stunden monatlich begrenzt .

(2) Für die Bemessung der zeitlichen Inanspruchnahme bei 
Sitzungen ist die Anwesenheit der Anspruchsberechtigten 
maßgebend . Die Zeit vom Verlassen des Arbeitsplatzes, um 
auf direktem Wege zum Sitzungsort zu gelangen und zurück, 
wird berücksichtigt . 

(3) Der Höchstbetrag der Erstattung wird begrenzt auf die Höhe 
des zum Zeitpunkt des Verdienstausfalls geltenden gesetzlichen 
Mindestlohns . Der Verdienstausfall wird nur gegen Bescheini-

gung des Arbeitgebers erstattet . Selbstständige und freiberuf-
lich Tätige müssen den Verdienstausfall glaubhaft machen . 

(4) Der Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls ist nach Er-
reichen der Regelaltersgrenze ausgeschlossen, wenn keine auf 
Erwerb ausgerichtete Tätigkeit wahrgenommen wird .

§ 7
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Satzung tritt mit dem Tag nach der öffentlichen Bekannt-
machung im Amtsblatt für Brandenburg in Kraft . Gleichzeitig 
tritt die bisherige Entschädigungssatzung vom 10 . November 
1997 außer Kraft . 

Eberswalde, den 25 . Februar 2021

Daniel Kurth
Vorsitzender der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Uckermark-Barnim

Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

Entziehung der Befugnis zur Erteilung 
vollstreckbarer Ausfertigungen

Bekanntmachung 
der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

Vom 16 . Februar 2021

Der Vorstand der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Branden-
burg hat in seiner Sitzung am 16 . Februar 2021 beschlossen, fol-
gendem Mitarbeiter die Befugnis zur Erteilung vollstreckbarer 
Ausfertigungen von Verwaltungsakten zu entziehen:

Standort Berlin:

Herr Hans-Ulrich Trautwein, ehemaliger Fachreferent Abt . 
Rehabilitation und Gesundheitsförderung/Referat 1

Frankfurt (Oder), den 16 . Februar 2021

Die Geschäftsführerin
Sylvia Dünn
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NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gläubigeraufrufe

Der Verein „Brandenburgischer Sozialfonds e. V.“, c/o Pro 
Familia Landesverband Brandenburg e . V ., 14467 Potsdam, 
Charlottenstraße 30, ist zum 31 .12 .2020 aufgelöst worden . Die 
Gläubigerinnen und Gläubiger werden aufgefordert, bestehende 
Ansprüche gegen den Verein bei nachstehend genannten Liqui-
datorinnen und Liquidatoren anzumelden:

Frau Christel Langhoff
Bergholzer Straße 4
14473 Potsdam

Herr Peter Winkelmann
Am Weinberg 4
14552 Michendorf

Herr Gerhard Donie
Siemensstraße 23 A
14482 Potsdam

Herr Joachim Wagner
Mangerstraße 7
14467 Potsdam
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